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KURDENVERFOLGUNG. 3 Jahre und
3 Monate Haftstrafe für kurdischen Po-
litiker: Am gestrigen 12. Hauptverhand-
lungstag (10. Juli) wurde der kurdische
Politiker Halit Yildirim vom 6. Strafse-
nat des Oberlandesgerichts (OLG) Düs-
seldorf aufgrund „der erdrückenden Be-
weislage“ wegen Mitgliedschaft in einer
„kriminellen“ Vereinigung (§ 129 StGB)
zu einer Haftstrafe von 3 Jahren und 3
Monaten verurteilt.Der Politiker war be-
reits im November 1998 vom OLG Frank-
furt/M. zu einer Haftstrafe in gleicher
Höhe wegen Mitgliedschaft in der da-
mals noch „terroristischen“ Vereinigung
(§ 129 a StGB) verurteilt und Ende 1999
auf Bewährung entlassen worden. Be-
sonders schwer hat nach Auffassung des
Strafsenats in dem jetzigen Verfahren ge-
wogen, dass Halit Yildirim nur wenige
Monate nach seiner Entlassung bereits
wieder für die PKK tätig und somit „ein-
schlägig rückfällig geworden“ sei. Zu
Gunsten des Angeklagten wertete das
Gericht, dass dieser sich während seiner
Tätigkeit für eine „Abkehr von Gewalt
und für die Friedenslinie“ der PKK ein-
gesetzt und „keine eigensüchtigen Ziele“
verfolgt habe. Zudem müsse anerkannt
werden,dass für ihn als Ausländer die Si-
tuation in einem deutschen Gefängnis
schwerer wiege. Auch das Schicksal des
Politikers, der bereits in der Türkei
wegen seiner politischen Arbeit mehrere
Jahre im Gefängnis zubringen musste
und dort schwer gefoltert wurde, sei bei
der Strafzumessung mit berücksichtigt
worden. Im Verlaufe des Prozesses hatten
sich zwei kurdische Politiker geweigert,
als Zeugen gegen Halit Yildirim auszu-
sagen. Deshalb wurde gegen sie Beuge-
haft verhängt. Zwei weitere Zeugen hin-
gegen waren zu Aussagen über die Iden-
tität des Angeklagten bereit. Daraufhin
hat der Angeklagte am 25. Juni 2002 in
einer Erklärung bestätigt, als Verant-
wortlicher der PKK-Region Mitte (Bonn,
Köln, Düsseldorf, Duisburg u.a.) in der
Zeit von Februar 2000 bis März 2001 tä-
tig gewesen zu sein. Dadurch habe er – so
das Gericht – dazu beigetragen, die Ver-
fahrensdauer erheblich zu verkürzen.
Der Prozess war am 14.Mai eröffnet wor-
den. Halit Yildirim bedauerte, dass in
Deutschland immer noch das Betäti-
gungsverbot gegen die kurdische Frei-
heitsbewegung existiert und die kurdi-
sche Sache weiterhin vor Gericht ge-
bracht und verurteilt wird.Wegen der seit
Jahren sichtbar gewordenen Bemühun-
gen um Veränderung der PKK erwarte
„sein Volk, dass die deutsche Regierung
versucht, das Verbot aufzuheben“. Es sei
„keine Lösung, diese Ungerechtigkeit
aufrechtzuerhalten“. (isku/azadi)

GELÖBNIX: Berliner Polizei missachtet
Meinungs- und Versammlungsfreiheit.
Im Zusammenhang mit den Protesten ge-
gen das Gelöbnis der Bundeswehr am 20.
Juli 2002 hat die Polizei angekündigt,
Transparente mit der Aufschrift „Solda-
ten sind Mörder“ bereits dann aus der

Demonstration zu entfernen, wenn zu-
fällig am Wegesrand stehende Soldaten
der Bundeswehr von diesen Notiz neh-
men würden.Nach Auffassung des Bünd-
nisses Gelöbnix 6 hat diese Ankündigung
keine Rechtsgrundlage. Ein solches poli-
zeiliches Einschreiten wäre eine massive
Verletzung des Grundrechts auf Mei-
nungsfreiheit.

STADTENTWICKLUNG STATT EIGEN-
HEIMFÖRDERUNG. Der Mieterbund
fordert eine Verringerung der staatlichen
Eigenheimförderung um mindestens ein
Drittel oder fünf Milliarden Euro zu
Gunsten der Stadtentwicklung. Der
„Neuen Osnabrücker Zeitung“ vom 15.
Juli sagte Mieterbundchef Franz-Georg
Rips, das Stadtumbauprogramm Ost
werde mittel- und langfristig nicht aus-
reichen, um die innerstädtischen Struk-
turen attraktiver zu machen. Dort müs-
sten zudem bis zu 400 000 Wohnungen
vom Markt genommen werden. Aber
auch eine zunehmende Zahl westdeut-
scher Städte sei von Entvölkerung be-
droht. Ihnen müsse ebenfalls geholfen
werden. Rips forderte außerdem, nach
der Bundestagswahl wieder ein eigen-
ständiges Bau- und Wohnungsministe-
rium zu schaffen. Das derzeitige Infra-
strukturministerium für Verkehr und
Bau habe sich als „sehr verkehrslastig“
erwiesen. Der Bereich Bauen und Woh-
nen sei „eher stiefmütterlich behandelt
worden“. So habe es auf das dringlichste
aktuelle Problem, nämlich die regional
völlig unterschiedliche Lage auf den
Wohnungsmärkten, noch keine befriedi-
gende Antwort gegeben. Während hohe
Wohnungsnot in einigen Ballungsgebie-
ten herrsche, gebe es im Osten, aber auch
in Bremen und Teilen Niedersachsens –
etwa in Wilhelmshaven – deutlich zu vie-
le Wohnungen. Nötig sei deshalb eine re-
gional nach Bedarf differenzierte Förde-
rung des Eigenheim- und Mietwoh-
nungsbaus.

GLEICHE RECHTE FÜR ALLE KIN-
DER! Auf der Tagesordnung für die Sit-
zung des Bundesrates am Freitag, dem
12. Juli 2002, stand ein Antrag des von
der PDS mitregierten Landes Mecklen-
burg-Vorpommern, mit dem der Bundes-
rat die Bundesregierung zur Rücknahme
der Vorbehalte zur UN-Kinderrechts-
konvention auffordert. Die Bundesregie-
rung Kohl hatte zur UN-Kinderrechts-
konvention einen Vorbehalt erklärt, wo-
nach die Bestimmungen der Konvention
nur im Rahmen des geltenden Ausländer-
und Asylverfahrensrechts auszulegen
sind. Die PDS verlangt, Flüchtlingskin-
der müssen in Deutschland endlich wie
Kinder behandelt werden.Sie müssen ei-
nen besonderen Schutz genießen. Be-
sonders wichtig: Als Kind ist jeder
Mensch bis zum Erreichen des 18. Le-
bensjahres zu behandeln (Art.1 der Kon-
vention). Das Abstimmungsergebnis des
Bundesrats lag uns bei Redaktions-
schluss noch nicht vor.
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Jeder siebte Funktionär der NPD auf
Landes- und Bundesebene ist ein Nazi-
spitzel, zu diesem Schluss kommt Der
Spiegel1. Eine interne Aufstellung habe
ergeben, dass 30 der insgesamt 210 Mit-
glieder der Landes- und Bundesvorstän-
de für den Nachrichtendienst arbeiten.
Die Welt am Sonntag2 spricht sogar von
„eingeschleusten Spitzeln“.

Vermutet hat man das die ganze Zeit,
trotzdem ist der Vorgang ungeheuerlich,
weil sich sofort die Frage anschließt: War
die NPD von Spitzeln gesteuert? Und was
bedeutet dies für das Verbotsverfahren in
Karlsruhe?

Schily und Beckstein haben sich an-
scheinend darauf verständigt, den Ver-
fassungsrichtern die Namen der Nazi-
Spitzel zu nennen, ohne dass sie öffent-
lich genannt werden. Ob sich das Gericht
auf dieses Verfahren einlässt, ist aller-
dings zweifelhaft. Experten sowohl aus
dem kritischen als auch dem konservati-
ven Lager warnen die Bundesregierung.
Heribert Prantl schreibt in der Süddeut-
schen Zeitung:

„Wenn Bundestag, Bundesrat und
Bundesregierung die Partei in Karlsruhe
verbieten lassen wollen, dann müssen sie
ihre Beweise vorlegen – vollständig und
vollzählig. Dann müssen Geheimhal-
tungsinteressen zurücktreten. Dann
müssen die V-Leute benannt, dann müs-
sen alle Karten aufgedeckt werden.“3

Rupert Scholz, ehemaliger Verfas-
sungsrichter, erklärte am vergangenen
Wochenende:

„Ein Verbotsverfahren ist eine wesent-
liche Tatsachenentscheidung des Verfas-
sungsgerichts. Tatsachen heißt Beweis-
würdigung.Und Beweiswürdigung heißt,
dass die Beweise auf den Tisch müssen.
Deshalb darf man dem Gericht keine Be-
weise vorenthalten.Wenn man aus ande-
ren Argumenten heraus, etwas aus nach-
vollziehbarer Sorge,V-Leute zu verbren-
nen, die Möglichkeit nicht sieht, dem
Bundesverfassungsgericht alle Beweise
vorzulegen, muss man die Einleitung des
Verfahrens überprüfen.“2

Einigen Konservativen und den Libe-
ralen geht es jetzt darum, das Verfahren
niederzuschlagen. Sie wollen ihre Ver-
bindungen ins rechtsextreme Lager nicht
kappen und wollen die Bundesregierung
vorführen.So fordert die FDP die „Rück-
nahme der Verbotsanträge“.4 Wen wun-
dert das,bei den antisemitischen Kräften
in dieser Partei.

Faktisch sind die bisherigen Bundes-
und Landesregierungen so vorgegangen:
Seit Jahren haben sie die NPD über Spit-
zel maßgeblich mit gesteuert. Nachdem
dieses Verfahren gescheitert war, wurden
die Spitzel nicht abgezogen, sondern
wirkten weiter in der NPD, weil sie Spit-
zel und Nazis gleichzeitig waren.

Dies könnte den Antragstellern in
Karlsruhe noch zum Verhängnis werden,
weil die Unterwanderung der NPD for-
mal nie beendet worden ist und unklar
bleibt,was ist nun Verfassungsschutz und
was ist pure NPD.

Dazu kommt, dass der Verbotsantrag

seitens des Verfassungsgerichtes als
Mittel zum Zweck ausgelegt werden
könnte. Eine Aufmischung der NPD über
Spitzel war nicht möglich, jetzt versucht
die Regierung es mal mit einem Verbot.

Sollte das NPD-Verbotsverfahren
scheitern, wäre dies eine große Bestäti-
gung für alle rechtsextremen Kreise.Des-
halb sollten alle Unterlagen auf den
Tisch. Spitzel muss man nicht schützen
und Spitzel, die eh dem rechtsextremen
Kreis zugeordnet werden müssen, sowie-
so nicht. Die Bundes- und Landesämter
sollten froh sein, wenn sie sie los werden.

Jörg Detjen

1  Der Spiegel, 15. Juli
2  Welt am Sonntag, 14. Juli
3  Süddeutsche Zeitung, 10. Juli 
4  Die Welt, 11. Juli

NPD-Verbotsverfahren

Alle Nazi-Spitzel ans Licht! – 
Alle Unterlagen auf den Tisch!

V-Leute bei der NPD 
– Geführte Führende oder
Führende Geführte?

Eine Studie für die AG Innen- und Rechts-
politik der PDS-Bundestagsfraktion von Mar-
tin Dietzsch und Alfred Schobert, Duisbur-
ger Institut für Sprach- und Sozialforschung,
Juli 2002. Wir dokumentieren die Zu-
sammenfassung sowie einen Teil der Einlei-
tung.

Abstract

Eine Analyse der Aktivitäten der V-Leu-
te Holtmann und Frenz ergibt, dass die-
se nicht als agents provocateurs inner-
halb der NPD wirkten.Vollkommen un-
sinnig wäre es, sogar von einer Steuerung
der NPD durch Geheimdienste zu spre-
chen. Vielmehr verkörperten die beiden
exponierten NPD-Funktionäre den Ty-
pus des omnimodo facturus, d.h. Perso-
nen, die man zu nichts anstiften kann,
weil sie ohnehin zu allem bereit sind. Ih-

re Aktivitäten deckten sich nahtlos mit
dem sonstigen Kurs der Partei,und sie ge-
nossen gerade wegen ihrer antisemiti-
schen und rassistischen Hetze über Jahr-
zehnte das Vertrauen der Partei. Aus die-
sem Grund kann die V-Mann-Affäre nicht
als Argument gegen das lange überfälli-
ge Verbot der NPD dienen.

Freilich wirft die Affäre ein düsteres
Licht auf die Aktivitäten der Verfas-
sungsschutzämter, insbesondere auf de-
ren V-Mann-Praxis. Diese führte letzt-
endlich dazu, die NPD. zu stärken, statt
sie zu schwächen, und sie erbrachte ge-
heimdienstliche Informationen, die zu-
vor von der NPD-Führung gefiltert wa-
ren und deren Wert auch deshalb mehr als
zweifelhaft gewesen sein dürfte.

Es stellt sich die Frage, ob es nicht an
der Zeit ist, das V-Mann-Unwesen end-
lich vollständig zu beenden.Die Affäre ist
ein Beleg dafür, dass sich die Geheim-
dienste der Bundesrepublik Deutschland
einer wirksamen demokratischen Kon-
trolle erfolgreich entziehen.

Studie

Einleitung

(…)
Über den V-Leute-Skandal ist die

grundsätzliche Frage des Einsatzes von
V-Leuten in ihrer Brisanz deutlich ge-
worden, jedoch kam diese grundsätzliche
Frage nicht in der gebotenen Dringlich-
keit auf die Agenda des mediopolitischen
Diskurses. Dem Bedauern über Pannen,
die einfach nicht mehr zu leugnen waren,
folgte fast durchweg und stereotyp die
Beteuerung, dass V-Leute unabdingbar
seien und ihr Einsatz nicht in Frage ge-
stellt werden dürfe. Die Frage, ob es V-
Leute überhaupt bedürfe, wurde nur in
seltenen Fällen gestellt und drang nicht
durch. Fragen, was V-Leute dürfen und
dürfen sollen, blieben beinahe ungehört,
womit sich eine argumentativ fundierte
Antwort erübrigte. Gestützt auf ein still-
schweigendes Einverständnis über
Staatsraison und notwendige Geheim-
haltung, das einer Demokratie unwürdig
ist, wurde die konkrete Problematik de-
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thematisiert. Das in den Medien bekannt
gewordene Kompetenz-Wirrwarr (um
nicht von Inkompetenz-Wirrwarr zu
sprechen) konnte man je nach Befind-
lichkeit amüsiert oder schockiert zur
Kenntnis nehmen. Doch darüber verlor
sich die notwendige Untersuchung, was
die enttarnten V-Leute tatsächlich ge-
trieben hatten; schaute man näher hin,
konnte man sich schon fragen, wer da
wen führte oder auch an der Nase her-
umführte.

Erst recht sah sich niemand genötigt,
mal die durchweg stillschweigend unter-
stellten positiven Leistungen des Einsat-
zes geheimdienstlicher Mittel, darunter
die Rekrutierung von V-Leuten und de-
ren Erträge, auch nur beispielhaft zu be-
nennen. Die hier stereotyp erfolgende
funktionale Legitimierung, Quellen
schützen zu müssen, verkommt nicht nur
zum Schutz womöglich überaus suspek-
ter Figuren, sondern kippt schnell in die
vordemokratische Legitimierung eines
staatlichen Arkan-Bereiches; politisch-
theologisch argumentierende Extremis-
ten der Ordnung vom Schlage Carl
Schmitts mögen solch eine Zone der Ge-
heimhaltung und Geheimniskrämerei, in
der die Bürgerinnen und Bürger nichts zu
suchen hätten, zwar schätzen, doch zu ei-
ner modernen Demokratie passt solch ein
um der Staatsraison willen intranspa-
renter Bereich nicht.

Wo in der Diskussion um V-Leute
Zweifel blieben, begnügte man sich mit
dem Hinweis, dass doch nach dem 11.
September noch deutlicher geworden sei,
wie nötig V-Leute seien. Die – wohlge-
merkt beispielhafte – Offenlegung immer
nur unterstellter positiver Leistungen
wäre insofern interessant, als in den ver-
gangenen Jahren wiederholt an verschie-
denen Beispielen deutlich geworden ist,
dass gemessen an den jährlich publizier-
ten Verfassungsschutz-Berichten von
Bund und Ländern die unabhängige spe-
zialisierte Forschung und Publizistik
zum Thema den Ämtern bei der Früher-
kennung neuer Entwicklungen und
Trends in der extremen Rechten um Jah-
re voraus war, und zwar bei erstens um
Klassen geringerer finanzieller Ausstat-
tung und zweitens selbstverständlich oh-
ne Einsatz geheimdienstlicher Mittel wie
beispielsweise V-Leuten. Doch vielleicht
sind Selbstverständnis und Legitimation
der Verfassungsschutzämter schon so
weit zirkulär abgedichtet, dass sie die
bisweilen konstatierbare Dürftigkeit ih-
rer publizierten Erkenntnisse wiederum
mit dem Argument rechtfertigen, es gel-
te Quellen zu schützen.

Im Folgenden werden exemplarisch
die Aktivitäten zweier V-Leute in der
NPD rekonstruiert, soweit uns dies aus
den uns vorliegenden, d.h. allgemein öf-
fentlich zugänglichen, Quellen möglich
war. Eine Untersuchung der Tätigkeit al-
ler im Zuge des Verfahrensskandals ent-
tarnten V-Leute ist aus Zeitgründen nicht
zu leisten, denn die Liste der im Schrift-
satz der Prozessbevollmächtigten der

Antragsteller vom 8. Februar
2002 aufgeführten V-Leute
ist lang:
• Wolfgang Frenz, von 1961

bis 1995 für das Landesamt
für Verfassungsschutz
NRW tätig

• Udo Holtmann, von 1978
bis 2002 für das Bundes für
Verfassungsschutz tätig

• Tino Brandt, von 1994 bis
2001 für das Landesamt
für Verfassungsschutz Thü-
ringen tätig; treibende
Kraft im neonazistischen „Thüringer
Heimatschutz“; seit 1999 in der NPD;
seit April 2000 stellvertretender Lan-
desvorsitzender der NPD

• Mathias Meier, von 1998 bis 2000 für
das Bundesamt für Verfassungsschutz
tätig

• Michael Grube,von 1997 bis 1999 („oh-
ne förmlich verpflichtet zu werden“)
für das Landesamt für Verfassungs-
schutz Mecklenburg-Vorpommern tä-
tig

• Mike Layer, von 1996 bis 1997 für das
Landesamt für Verfassungsschutz Ba-
den-Württemberg tätig
Im Schriftsatz der Prozessbevoll-

mächtigten der Antragsteller vom 8. Fe-
bruar 2002 werden des weiteren unter
Hinweis auf Presseberichte namentlich
Carsten Szczepanski und Thomas Dienel
genannt; sie seien aber, da sie in den An-
tragsschriften nicht erwähnt werden,
„für dieses Verfahren bedeutungslos“.
Diese Ausklammerung macht deutlich,
dass diese Liste von V-Leuten mitnichten
alle V-Leute in der NPD umfasst; es steht
zu vermuten, dass weitere, die nicht mit
ihren Parteiaktivitäten in den drei An-
tragsschriften namentlich genannt sind,
nach wie vor in der NPD aktiv sind.

Zur Analyse ausgewählt wurden Wolf-
gang Frenz und Udo Holtmann. Beide
waren mehrere Jahrzehnte für ein Amt
für Verfassungsschutz tätig und beklei-
deten in dieser Zeit hohe Parteiämter. Ih-
re Tätigkeit wird im folgenden, jeweils
ausgehend von den im Februar 2002
nachgereichten offiziellen Darstellungen
durch die Prozessbevollmächtigten der
Antragsstel1er, dargestellt.Wir rekurrie-
ren dabei durchweg auf öffentlich zu-
gängliches Material, auf Selbstzeugnisse
(vor allem im Falle des eifrigen Selbst-
darstellers Frenz) und sonstige publi-
zierte Quellen. Die offiziellen Darstel-
lungen werden sich dabei als punktuell
falsch und fast durchweg lückenhaft er-

weisen. Unsere biographischen Überbli-
cke zu Frenz und Holtmann werden ver-
tieft durch Darstellungen und Analysen
ihrer publizistischen Tätigkeiten in den
von ihnen maßgeblich (mit)bestimmten
Organen der NPD, nämlich den Zeit-

schriften „Deutsche
Zukunft“, „Deutsche
Stimme“ und der als
Beilage zur „Deut-
schen Stimme“ er-
schienenen Publika-
tion „Wir in NRW“.
Um zu zeigen, was die
Ämter ihren V-Leuten
so alles durchgehen
ließen, werden wir
ausführlich aus ihrem
publizistischen
Schaffen zitieren. Da-
bei mussten wir aus
Platzgründen eine
Auswahl treffen. Un-
sere Untersuchung
beschränkt sich auf
zwei brisante Themen,

nämlich zum einen Antisemitismus und
Holocaust-Leugnung, zum anderen ras-
sistische Propaganda.

Um einem Missverständnis vorzubeu-
gen: Unsere Untersuchung der Aktivitä-
ten ausgewählter V-Leute kann nicht in
der Richtung gewertet werden, die NPD
als Ganze oder die ein Verbot rechtferti-
genden Aktivitäten der NPD wären Re-
sultate staatlicher Interventionen mittels
V-Leuten. Die enttarnten V-Leute waren
vor ihrer Verpflichtung überzeugte
Rechtsextremisten, und sie entfalteten
ihre Aktivitäten in und für die Partei in
Einklang mit deren Programm und der
Ausrichtung des Führungspersonals,
auch wurden sie auf den Parteitagen von
Delegierten, die ihre Aktivitäten in der
Partei zur Kenntnis nehmen konnten, in
ihre Parteiämter gewählt bzw. in ihren
Ämtern bestätigt. Die NPD war keine
Marionette, die an den vom Geheim-
dienst gezogenen Strippen zappelte, und
die Verbotsgründe sind keineswegs allei-
niges Produkt geheimdienstlicher Ope-
rationen. Das Gegenteil zu behaupten
(egal mit welcher Stoßrichtung) setzt ein
enormes Maß verschwörungsmythischer
Fantasie voraus – verschwörungsmythi-
sche Fantasie, die gewiss als Form sozia-
ler Paranoia die Aufmerksamkeit politi-
scher Psychologie beanspruchen muss, je
nach individueller Zuspitzung vielleicht
auch klinischer Behandlung bedarf,
nicht hingegen einer ernsthaften Be-
trachtung als Einwand gegen das NPD-
Verbot im Rahmen der politischen und
juristischen Diskussion würdig ist.

Allerdings entbindet diese Feststel-
lung die Demokratie nicht von der ernst-
haften Prüfung, ob und wie weit die fi-
nanziellen Zuwendungen an die V-Leute
und ihre weitere Unterstützung im Rah-
men der Betreuung antidemokratische
und menschenverachtende Entwicklun-
gen gestützt haben, statt diese zu durch-
kreuzen und zu unterbinden.
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Tarifkampf im Einzelhandel

Schlechte Wirtschafts-
lage kein Argument für
Niedriglöhne!
Das Plakat, mit dem die Gewerkschaft
verdi in der Tarifauseinandersetzung im
Einzelhandel mobilisiert, bringt die La-
ge ganz gut zum Ausdruck. Die Unter-
nehmen dieser Branche, die sich in einer
wirtschaftlich schwierigen Lage befindet
(wenigstens im Durchschnitt und alle
klagen darüber), wollen die Situation
nutzen, um einen deutlich niedrigeren
Abschluss als in anderen Bereichen
durchzusetzen. Die Beschäftigten, die
schon in den vergangenen Jahren Einbu-
ßen hinnehmen mussten, sind das leid
und wollen einen vergleichbaren Ab-
schluss. Wir veröffentlichen einige
Streikberichte der Gewerkschaft ver.di,
die die Breite der Bewegung dokumen-
tieren. Erste Erfolge konnten auch schon
gegenüber dem Karstadt-Konzern erzielt
werden.

ver.di fordert Arbeitgeber auf, endlich die

Blockade zu beenden – „Im Einzelhandel

Beschäftigte sind nicht Arbeitnehmer 2.

Klasse“ 

Mit „einer Streikwelle, die auch den
Sommerschlussverkauf gezielt treffen
wird“, droht die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di) dem Einzel-
handel, weil auch in der 4. Verhand-
lungsrunde am 9. Juli in Bayern, Ham-
burg und Rheinland-Pfalz die Arbeitge-
ber des Einzelhandels wiederum einen
Tarifabschluss blockierten. Sie hätten
ein „Angebot“ über 24 Monate vorgelegt,
das die Beschäftigten mit einer Entgelt-
erhöhung von jeweils unter 2 Prozent ab-
speisen soll. „Die Einzelhandelsbeschäf-
tigten müssen jetzt schon Höchstleistung
bei Minieinkommen bringen. ver.di wird
es nicht zulassen, dass die Einzelhan-

delsbeschäftigten zu Arbeitnehmern 2.
Klasse gemacht werden“, kommentierte
Franziska Wiethold, Mitglied des ver.di-
Bundesvorstandes und Verhandlungs-
führerin, die aktuelle Lage. Die Arbeit-
geber könnten doch „nicht wirklich glau-
ben, den Beschäftigten im Einzelhandel
nach wochenlangen Streiks den niedrig-
sten Tarifabschluss aller Branchen auf-
zuzwingen“. (10.7.)

Karstadt-Vorstand nimmt Streichung frei-

williger Sozialleistungen zurück 

Auf massiven Druck der Beschäftigten
und der Vereinten Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di) hat der Vorstand der
Karstadt Warenhaus AG gegenüber sei-
nen Betriebsräten die Streichung frei-
williger Sozialleistungen zurückgenom-
men.

In Verhandlungen zwischen dem neu
gewählten Gesamtbetriebsrat und dem
Vorstand sollen nun zunächst einver-
nehmliche Regelungen gefunden werden.
Die Betriebsräte der Karstadt Warenhaus
AG machten allerdings deutlich, dass es
erneut zu bundesweiten Protestaktionen
kommen würde, wenn der Vorstand wie-
der versuche, die Sozialleistungen
grundsätzlich in Frage zu stellen.

Der Karstadt-Vorstand sei außerdem
aufgefordert, seinen Einfluss auf den Ar-
beitgeberverband geltend zu machen,
verhandlungsfähige Angebote in den
laufenden Tarifverhandlungen des Ein-
zelhandels vorzulegen. (28.6.)

500 Streikende in Pforzheim mit gemein-

samer Kundgebung 

Stuttgart, 8.7.2002 – Die Streiks im Ein-
zelhandel werden unvermindert fortge-
setzt. Heute kommt es zu Schwerpunkt-
streiks in Pforzheim. Rund 500 Beschäf-
tigte der Firmen Klingel, Mona, Kauf-
land,Lidl und Schlecker sind heute ganz-
tägig in den Ausstand getreten.

Seit 10.00 Uhr findet eine gemeinsame
Kundgebung der Streikenden aus den
Streikbetrieben in der Pforzheimer
Innenstadt (Sedansplatz) statt.

Seit dem 16. Mai haben sich in Baden-
Württemberg ca. 4900 Beschäftigte in 54
Betrieben an den verdi-Streiks beteiligt.

Mannheim: „Ein schäbiges Tarifangebot“ 

„Das Angebot der Arbeitgeber ist eine
Provokation im Tarifkonflikt.“ Karin
Volkmer, Sekretärin für Finanzdienst-
leistungen der Dienstleistungsgewerk-
schaft Verdi, ist verärgert. Mehrere Tarif-
verhandlungen im Banken- und Einzel-
handelsgewerbe sind gescheitert,nun ge-
hen die Beschäftigten auf die Straße.
Rund 1000 Arbeitnehmer, darunter An-
gestellte von vier Großbanken sowie des
Real-Marktes in Sandhofen, von Wal
Mart auf der Vogelstang sowie von 94
Schlecker-Märkten aus der gesamten Re-
gion, legten nach Schätzung von Verdi-
Geschäftsführer Anton Kobel gestern die
Arbeit nieder. In der Fußgängerzone und
auf dem Paradeplatz demonstrierten
mehrere hundert Menschen. 6.7.2002

Hamburg, 3. Juli: Streik bei Karstadt 

In den meisten Hamburger Karstadt-Fi-
lialen lief am 3. Juli den ganzen Tag über
nicht viel. Rund 1700 Beschäftigte folg-
ten dem Streikaufruf der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft und legten
die Arbeit nieder. Um 12 Uhr versam-
melten sich rund 1000 Streikende auf
dem Alsteranleger zu einer zentralen
Streikkundgebung.

„Gerade vor dem Hintergrund der Ab-
schlüsse in den anderen Branchen er-
warten die Beschäftigten im Einzelhan-
dels gutes Geld für gute Arbeit“,sagte Ul-
rich Meinecke, ver.di – Verhandlungsfüh-
rer, auf der Kundgebung. „Wir wollen
nicht mehr als das Übliche,aber das steht
den Kolleginnen und Kollegen im Ein-
zelhandel wenigstens zu.“

Stimmen von Beschäftigten Karstadt
Wandsbek. Monika Nowak, Süßwaren-
verkäuferin: „Die Arbeitgeber zeigen mit
ihrem Angebot, dass sie die Mitarbeiter
nicht schätzen. Ich hoffe, dass das auch
meine Kolleginnen und Kollegen so se-
hen und sich an möglichen weiteren Ak-
tionen beteiligen. Wir müssen weiter
Druck machen.“

Angela Heinemann, Fachverkäuferin
Haushaltswaren: „Ich war bisher bei je-
dem Streik dabei. Ich finde es unver-
schämt, uns mit 1,7 Prozent abspeisen zu
wollen. Das ist besonders für Teilzeit-
kräfte unzumutbar.“

Fred Max, Kundenbetreuer: „Die so
genannten hanseatischen Kaufleute tra-
gen ihre Nase oft besonders hoch. Das
merkt man gerade jetzt bei den Tarifver-
handlungen. Ihre Fürsorgepflicht gegen-
über den Beschäftigten scheinen sie ver-
gessen zu haben. Bei der Teuerungsrate
ist ihr Angebot eine Frechheit.“

Uwe Holzfuß, Handwerker: Für mich
ist die Beteiligung am Streik selbstver-
ständlich. Nur so können wir etwas än-
dern.“

Jürgen Gehring, Betriebsrat: Die
Stimmung unter den Kolleginnen und
Kollegen ist besser, als wir geglaubt ha-
ben. Die Rücknahme der Kürzungen der
Sozialleistungen bei Karstadt hat die
Streikbereitschaft aber nicht geschmä-
lert. Die Arbeitgeber haben keinen Res-
pekt vor der Leistung der Beschäftigten
im Einzelhandel. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass sie erheblich weniger be-
kommen sollen als alle anderen.Auch der
Telekom geht es nicht gut.Trotzdem gibt
es einen akzeptablen Abschluss. Die Be-
schäftigten im Einzelhandel beweisen
Tag für Tag durch ihre Leistung, dass sie
mehr Geld verdienen:“

Birgit Kiesler, Verkäuferin: Das Ange-
bot der Arbeitgeber ist eine Frechheit. Ich
fühle mich richtig ver…. Das sage ich so
deutlich. Insbesondere allein erziehende
Mütter, die meist nur halbtags arbeiten,
sind bei der Teuerungsrate auf jede Mark
angewiesen.Ich glaube,dass die Kürzung
der Sozialleistungen nur zurück genom-
men wurde, um uns zu besänftigen. Des-
halb müssen wir gerade jetzt den Druck
erhöhen.“
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Wir lassen 
uns nicht  
abkoppeln!
Auch wir im 
Einzel- und Versandhandel 
wollen endlich 
einen Tarifabschluß!

Post 3 ,5  %
Druck indus t r i e 3 ,4  %
Pap ie rve ra rbe i tung 3 ,4  %
Te lekom 4 ,1  %
Entsorgungswirtschaft 3 ,4  %
Vers i che rungen 3 ,5  %

Meta l l i ndus t r i e 4 ,0  %
Chemie indus t r i e 3 ,6  %
Bauhauptgewerbe 3 ,2  %

Wir sind genauso viel wert –
dafür kämpfen wir!
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Reformabsichten der EU-Kommission

und Positionen der PDS

Stabile Landwirt-
schaftsstrukturen im
Osten bedroht
Angesichts der bevorstehenden EU-
Osterweiterung fordern insbesondere
Politiker in der BRD eine grundlegende
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP), ja machen die Osterweiterung so-
gar davon abhängig. Zunächst hatte die
EU-Kommission die Linie verfolgt, dass
die Direktzahlungen, die die Bauern in
der EU erhalten, an die Bauern in den
Beitrittsländern nicht gezahlt wird. An-
fang dieses Jahres nun hat die Kommis-
sion vorgeschlagen, dass Agrar-Direkt-
zahlungen schrittweise eingeführt wer-
den soll, angefangen von 25% im Jahr
2004 bis zum vollen Satz 2013. Die
Bundesregierung verlangte daraufhin
kostensenkende Reformen,Schröder und
Eichel rührten die Trommel, Deutsch-
land sei eine Erhöhung seiner Nettobei-
träge nicht zuzumuten. (Dabei ist die
BRD einerseits zwar Nettozahler, ande-
rerseits durch hohe Exporte in die EU-
Staaten auch einer der Hauptnutznießer
der Gemeinsamen Agrarpolitik.)

Der für die Landwirtschaft zuständi-
ge EU-Kommissar Fischler hat inzwi-
schen seine Vorschläge zur Reform vor-
gelegt. Im Zentrum steht die Einführung
einer Kappungsgrenze bei Einkommens-
beihilfen, d.h. dass die direkten Einkom-
menshilfen von der Produktion entkop-
pelt werden und pro Betrieb 300.000 Eu-
ro nicht übersteigen dürfen. Vorgesehen
ist u.a. außerdem der Wegfall der Rog-
genintervention. Die PDS im Bundestag
und im Europaparlament hat gegen die
Vorschläge deutlich Stellung genommen:
Sie treffen vor allem die Landwirtschaft
in Ostdeutschland.

Zum Hintergrund

1992 hatte die EU aufgrund einer tief-
greifenden Krise der Gemeinsamen
Agrarpolitik eine Reform beschlossen,
die den grundsätzlichen Wechsel von ei-
ner alleinigen Preispolitik hin zu einer
Politik von Direktzahlungen einleitete,
verbunden mit einer Kombination von
Preissenkungen, Flächenstilllegungen
und Extensivierung der landwirtschaft-
lichen Produktion. Dieser Richtungs-
wechsel wurde mit der Agenda 2000 fort-
gesetzt: Die Preisstützungen wurden
weiter abgebaut (Senkung der Interven-
tionspreise), verbunden mit der Erhö-
hung der flächen- und tierbezogenen
Ausgleichszahlungen, die allerdings die
Senkung der Interventionspreise nicht
voll ausglichen.

Die sozialen Probleme und die Mängel
in der Strukturpolitik wurden damit
nicht behoben. Im Durchschnitt liegt das
Einkommen der Bauern um 20-30% un-
ter dem Einkommen vergleichbarer Be-

rufsgruppen im verarbeitenden Gewer-
be; dabei liegt die Arbeitszeit in der
Landwirtschaft durchschnittlich um 5,1
Stunden höher als in der Industrie. Die
landwirtschaftlichen Betriebsinhaber
sind überaltert, der Nachwuchs fehlt
(54,8% sind älter als 55, nur 7,6% jünger
als 36 Jahre).

Das wirft zahlreiche grundlegende
Probleme auf, die durch die EU-Erwei-
terung noch gravierender werden. Die
Forderungen und die Politik der PDS
richten sich u.a. darauf,

• dass die europäische Agrarpolitik ei-
ne weitgehende Eigenversorgung bei
vielseitigem Austausch auf dem Welt-
markt anstreben, der Außenschutz in
notwendigem Umfang aufrechterhalten
werden soll; 

• dass der Erhalt der Multifunktiona-
lität der Landwirtschaft beinhaltet, dass
viele Leistungen nicht über die Markter-
löse abgegolten werden können und Di-
rektzahlungen (Ausgleichszahlungen)
auf längere Sicht erforderlich sind; 

• dass, um den Anteil des bäuerlichen
Einkommens zu erhöhen, die Förderung
aller Formen der Kooperation von der
Gemeinschaftsarbeit bis zur genossen-
schaftlichen Entwicklung zu fördern
sind; 

• dass Landwirtschaft und Lebens-
mittelproduktion zum Kern einer geziel-
ten Regionalisierung von Stoff- und
Wirtschaftskreisläufen werden kann;

• dass an diesen Zielen und an der
Qualität der Produkte, an Beschäftigung
und Umweltschutz die Agrarförderung
ausgerichtet sein muss;

• dass die Beitrittsländer gleichbe-
rechtigt einbezogen werden und die
Osterweiterung der EU mit Übergangs-
fristen und Übergangsregelungen für die
Landwirtschaft verbunden werden
muss,um übermäßige soziale Härten und
Verwerfungen zu vermeiden. Das bedeu-
tet eine Erhöhung der finanziellen Mittel
für die GAP.

Kritik an den aktuellen Reformabsichten

Die PDS kritisiert, dass bei Einführung
einer Kappungsgrenze der Direktbeihil-
fen von 300.000 Euro pro Betrieb und
beim Wegfall der Roggenintervention die
einzig funktionierende Wirtschafts-
struktur im Osten Deutschland gefähr-
det ist und viele Arbeitsplätze verloren
gehen. Der Unterschied zwischen der
Landwirtschaft in Ost und West wird
schon anhand der durchschnittlichen
Betriebsgrößen deutlich: In den östlichen

Bundesländern liegt sie bei 203 ha, im
Westen bei 29 ha. 50% der landwirt-
schaftlichen Fläche in Ostdeutschland
werden von Agrarbetrieben mit über
1000 ha bewirtschaftet. Das sind 1.600
Betriebe mit einer durchschnittlichen
Größe von 1.750 ha, Nachfolgeorganisa-
tionen der LPGs mit unterschiedlichen
Eigentumsformen von der GmbH bis zur
Genossenschaft. Bei Einführung der
Kappungsgrenze würden Betriebe mit
1.600 ha etwa 50% der bisherigen Zah-
lungen verlieren,bei 8000 ha bekämen sie
nur noch 20%. Da die landwirtschaft-
lichen Betriebe im Osten durch Pachten,
Altschulden, Vermögensauseinanderset-
zungen und hohe Kredite extrem stark
belastet sind, könnten viele diese „Re-
form“ nicht verkraften.Viele stünden vor
dem Aus, ca. 40.000 Arbeitsplätze wären
gefährdet, schätzungsweise allein 8.300
in Sachsen. Dadurch – und auch durch
die mit der Kappung provozierte Be-
triebsteilung – wird eine moderne und
potenziell leistungsfähige Agrarstruktur
zerschlagen, werden strukturschwache
Regionen weiter zurückgeworfen.

Verschärft wird für viele Betriebe der
geplante Wegfall der Rogenintervention
(für andere Getreidearten soll der Inter-
ventionspreis um 5% abgesenkt werden).
Roggeninterventionsbestände sind in der
EU ausschließlich von der Landwirt-
schaft in der BRD verursacht. Bei den
leichten Böden in Nordostdeutschland,
d.h. in den besonders strukturschwachen
Regionen Südmecklenburg und Nord-
brandenburg,ist der Roggenanbau schon
aus Gründen der Fruchtfolgegestaltung
unverzichtbar. Die PDS wendet sich ge-
gen die einfache Streichung der Roggen-
intervention und fordert Kompensation.

Insgesamt bezieht die PDS die Posi-
tion, dass die mit der Agenda 2000 für
sechs Jahre beschlossenen verbindlichen
Rahmenbedingungen für diesen Zeit-
raum auch ihre Gültigkeit behalten sol-
len. Denn die Landwirte haben ihre In-
vestitionen im Vertrauen auf diese Rah-
menbedingungen getätigt und Kredite
aufgenommen. Der Entwicklungsab-
schnitt ab dem Jahr 2007 müsse jetzt
schon mit den Bauern zusammen lang-
fristig vorbereitet werden. scc

Quellen: Presseerklärungen der agrarpolitischen
Sprecherin der PDS-Bundestagsfraktion, Ker-
sten Naumann, sowie der landwirtschaftspoliti-
schen Sprecherin der PDS-Delegation in der
Fraktion GUE/NGL,Christel Fiebiger.Außerdem
Material, das das Büro von Kersten Naumann
dankenswerter Weise zur Verfügung stellte.
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In seiner berüchtigten Kriegsrede vor
den Absolventen der Militärakademie in
West Point, gehalten am 1. Juni 2002, ließ
US-Präsident Bush keinen Zweifel:
„Unser Krieg gegen den Terror steht erst
am Anfang …“ In der Vergangenheit hät-
ten die Feinde „große Armeen und große
industrielle Fähigkeiten (benötigt), um
eine Gefahr für das amerikanische Volk
und unsere Nation darzustellen“. Heute
sei das anders: „Wenn chemische, biolo-
gische und nukleare Waffen, gepaart mit
der Technologie für ballistische Flugkör-
per verbreitet werden, könnten sogar
schwache Staaten und kleine Gruppen
die katastrophale Macht erwerben, gro-
ße Nationen anzugreifen.“ Dabei nahm
er, auch wenn er ihn
nicht namentlich
nannte, den Irak ins Vi-
sier: „Unsere Feinde
haben eben diese Ab-
sicht kundgetan und
wurden dabei er-
wischt, wie sie ver-
suchten, in den Besitz
dieser Waffen zu gelan-
gen.“ Neue Bedrohun-
gen erforderten neue
Methoden: „Wenn
wir warten, bis Be-
drohungen voll und
ganz Gestalt anneh-
men, werden wir zu
lange gewartet ha-
ben. (…) Wir müssen
die Schlacht zum
Feind bringen, seine
Pläne durchkreuzen
und den schlimmsten
Bedrohungen begeg-
nen, bevor sie auftre-
ten. In der Welt, in der
wir leben, ist der einzi-
ge Weg zur Sicherheit
der Weg des Han-
delns.“1 

Erst in diesen Tagen
wieder hat Bush das Ziel bekräftigt,Sad-
dam Hussein zu stürzen: „Wir werden al-
le Mittel nutzen, die uns zur Verfügung
stehen …“ Dass der Irak die USA an-
greifen könnte, ist natürlich nicht wört-
lich zu nehmen. Trotzdem ist die Tatsa-
che, dass sich Saddam Hussein trotz der
militärischen Niederlage im Golfkrieg,
trotz Sanktionen und Embargo, trotz der
US-Luftherrschaft über einen Teil des
Landes halten kann, für die USA eine
ernste Herausforderung: Solange sich ein
doch kleines Land widersetzen kann, ist
ihre Vormachtrolle in der Welt nicht un-
eingeschränkt. Die Frage, ob sie den Irak
schlagen und dem Land einen Regime-
und Richtungswechsel aufzwingen kön-
nen oder nicht, ist deshalb für die Ver-
einigten Staaten strategisch von großer

Bedeutung.
Vor diesem Hintergrund ist ein Bericht

der New York Times vom 5. Juli zu sehen.
Der Bericht gibt äußerst detaillierte
Kriegsplanungen des US-Zentralkom-
mandos in Tampa, Florida, preis, von wo
der Krieg gegen den Irak aus geleitet
werden soll, bleibt aber in einer Reihe
von Fragen offen.Auch nennt er kein Da-
tum des Angriffs. Nimmt man jedoch das
Szenario ernst, das in diesem Bericht ge-
zeichnet wird, dann ist der Angriff keine
Frage von Tagen oder Wochen, sondern
eher von Monaten oder einem noch län-
geren Zeitraum.

Bemerkenswert ist der Bericht, weil er
durch seine detaillierten Angaben einen

starken Druck auf den Irak ausübt – das
ist wohl auch ein Zweck der gezielten
Veröffentlichung eines „Geheimplanes“
– und zugleich die Bevölkerung in den
USA und die Verbündeten auf die Ernst-
haftigkeit der Kriegspläne einstimmt.
Und weil er sich andererseits als Liste der
Schwierigkeiten liest, die die USA über-
winden müssen, wenn sie dem Irak nicht
nur aus der Luft Schläge versetzen, son-
dern ihren Willen aufzwingen wollen.
Dass die Probleme nun in der Öffent-
lichkeit erörtert werden, sollte nicht als
Zeichen des Zauderns, sondern als Hin-
weis auf wachsende Kriegsgefahr ver-
standen werden.

Den Planungen zufolge sollen sich
Zehntausende von US-Marines und an-
deren Bodentruppen den Weg ins Innere

des Irak freikämpfen. Unterstützt von
schlagkräftigen Luft- und Seestreitkräf-
ten soll der US-Angriff mit bis zu 250.000
Mann von drei Seiten geführt werden,
vom Norden (der Türkei),vom Süden und
Westen (Kuwait, Quatar, Saudi-Arabien,
Jordanien). US-Spezialeinheiten oder
CIA-geführte Operationen würden im
Hinterland des Irak Depots und Waffen-
lager angreifen. Der größte Teil der Bo-
dentruppen soll Irak von Kuwait aus an-
greifen, wo Fuchs-Spürpanzer der deut-
schen Bundeswehr seit letztem Jahr be-
reitstehen. „Hunderte von US-Kampf-
flugzeugen sollen von ihren Stützpunk-
ten in acht Ländern, einschließlich Tür-
kei und Quatar, einen gewaltigen Luft-

krieg entfesseln
und Tausende
von Ziele, ein-
schließlich Flug-
plätze, Straßen
und Telekommu-
nikationskno-
tenpunkte, zer-
stören“, zitiert
die New York Ti-
mes aus dem
„Geheimpa-
pier“. „Die Ziel-
liste ist so um-
fangreich, es ist
ungeheuerlich.
Es wird sofort
klar, dass wir
diese Kerle

schon lan-
ge genau
beobach-
tet ha-
ben.“2

Ihre Fä-
higkeit,
das An-

griffsziel umfas-
send auszuspä-
hen und mit aus
der Ferne ge-

lenkten Waffen punktgenau und ohne ei-
gene Verluste anzugreifen, haben die
USA im letzten Krieg gegen Irak unter
Beweis gestellt. Aber ohne Besatzung,
auch das hat sich erwiesen, kann ein
Land wie der Irak nicht der Kontrolle
unterworfen werden.Hier liegen die Pro-
bleme der USA. Der US-Generalstab
geht nicht davon aus, dass massive Bom-
bardements einen Aufstand der iraki-
schen Opposition auslösen könnten.3 Er
muss also eine große Anzahl Bodentrup-
pen einsetzen und erhebliche eigene Ver-
luste in Kauf nehmen, ohne darauf spe-
kulieren zu können, dass nennenswerte
Kräfte im Innern Iraks ähnlich wie in Af-
ghanistan zur Verfügung stehen. Was ist,
fragen die Generäle,wenn der Irak, in die
Enge getrieben, biologische und chemi-

US-Kriegsplanung gegen Irak

Vorbereitungen auf einen langdauernden Krieg
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sche Waffen einsetzt? Wenn er Israel an-
greift und Israel, anders als in den 90er
Jahren,mit Vergeltungsschlägen antwor-
tet und der Krieg nuklear eskaliert? 

Sodann sind die militärischen Struk-
turen der USA durch den anhaltenden
Afghanistan-Einsatz und durch ein
weltweites Stützpunktnetz stark ange-
spannt. Eine vom Pentagon im Frühjahr
veranstaltete Kriegssimulation mit dem
Namen „Prominent Hammer“ hatte zum
Ergebnis, dass für den Krieg gegen den
Irak Tanker,Transportflugzeuge und Ge-
räte zur Überwachung und elektroni-
schen Störung fehlten.4 Auch wurden
Zweifel geäußert, ob die Soldaten „aus
der zweiten Kampfreihe“ ausreichend
ausgebildet seien.

Völlig ungeklärt scheint,inwieweit die
arabischen Bündnispartner aus dem
letzten Irak-Krieg und dem Krieg gegen
Afghanistan ihr Territorium als Auf-
marsch- und Einsatzgebiet zur Verfü-
gung stellen (können). Als die New York
Times am 10. Juli die Meldung lancierte,
dass Jordanien als Stützpunkt benutzt
werden solle,erklärte der jordanische In-
formationsminister postwendend, eine
Stationierung von US-Truppen für einen
Angriff auf Irak käme nicht in Frage.Bis-
her hat sich, öffentlich jedenfalls, nicht
einmal Kuweit bereit erklärt.Auch in der
Türkei, die in den US-Aufmarschplänen
eine feste Größe ist, überwiegt die Skep-
sis bei weitem: Die Zerschlagung des Irak
würde die Kurdenfrage in der Türkei
quantitativ und qualitativ extrem ver-
schärfen. – Im Oktober 2001 hatte das
Pentagon in einem Bericht an den US-
Kongress über Zustand und Zukunft der
US-Streitkräfte als einen der Schwer-
punkte der strategischen Planung her-
ausgestellt, dass die USA die Fähigkeit
entwickeln müssten, aus der Distanz zu
kämpfen bzw. den Zugang zur Einsatz-
region zu erzwingen.5 Der Zugang zur
„Einsatzregion“ Irak ist für die US-
Kriegsplanung jedenfalls ein erhebliches
und mit einiger Sicherheit noch nicht ge-
löstes Problem.

Die bundesdeutsche Regierung hat
bisher noch stets geäußert, von konkre-
ten Kriegsplanungen gegen den Irak sei
ihr nichts bekannt. Die britische Regie-
rung hat inzwischen 30.000 Soldaten zu-
gesagt. Unabhängig von einem Kampf-
einsatz der Bundeswehr – wie angemerkt
stehen die Fuchs-Spürpanzer nach wie
vor in der Region – ist Europa, ist gera-
de die BRD und ihre logistische Beihilfe
für den Aufmarsch am Golf von zentra-
ler Bedeutung. Das sollte bei den Aktio-
nen gegen den drohenden Irak-Krieg,die
die Friedensbewegung angekündigt hat
(s. auch S. 11), unbedingt bedacht wer-
den. scc
1 Die Rede ist in deutscher Übersetzung verfüg-

bar bei: www.friedensratschlag.de
2 New York Times, 5.7., Quelle der Zitate und der

Zusammenfassung:
www.friedensratschlag.de

3 Financial Times Deutschland, 27.5.
4 Telepolis, 24.5.
5 Europäische Sicherheit, Februar 2002

Türkei

Die politische Krise
spitzt sich zu
Das politische System der Türkei gerät
mehr und mehr ins Wanken.Wie lange sich
die Regierung unter Ministerpräsident
Ecevit noch im Amt halten kann, ist un-
gewiss.Die Auseinandersetzungen um die
Wirtschaftspolitik der ökonomisch völlig
handlungsunfähigen Türkei, die Refor-
mierung des korrupten öffentlichen Sek-
tors sowie die Einführung von Reformen
für die EU-Beitrittsverhandlungen und
damit die Behandlung der Kurdenfrage,
die Abschaffung der Todesstrafe und die
Aufnahme der Kopenhagener Menschen-
rechtskriterien in türkische Verfassung
und Gesetze, die Stellung des Nationalen
Sicherheitsrates und der Militärs im Lan-
de haben zu einer Welle von Rücktritten
aus der Regierung und Austritten aus der
DSP geführt. Bisher traten sieben Minis-
ter zurück, darunter Außenminister Cem
und der stellvertretende Ministerpräsi-
dent Özkan. Der parteilose Wirtschafts-
minister Dervis, auf Drängen des Inter-
nationalen Währungsfonds im März 2001
in die Regierung aufgenommen, trat erst
zurück, verblieb dann aber auf Drängen
von Staatspräsident Sezer noch einmal im
Amt. Stellte die DSP bisher mit 129 Ab-
geordneten die stärkste Fraktion der drei
Regierungsparteien DSP,Anap (unter Yil-
maz) und der faschistischen MHP, so ist
sie nach den Austritten von 53 Abgeord-
neten auf Rang drei zurückgefallen. Mi-
nisterpräsident Ecevit klammert sich bis-
her an das Regierungsamt und ernannte
neue Minister, die gegen EU-Reformen in
der Türkei auftreten.

Die Forderung nach Neuwahlen wird
immer heftiger. Eine Sondersitzung des
Parlaments in der Sommerpause wird un-
ausweichlich werden, und über Neuwah-
len wird zu verschiedenen Terminen – u.a.
dem 3. November – spekuliert.

Wirtschaftlich hängt die Türkei am
Tropf des IWF.Seit Anfang 2001 hat sie 11
von insgesamt 16 Mrd. US$ aus einem
Hilfspaket des Internationalen Wäh-
rungsfonds in Anspruch genommen.Wei-
tere 1,1 Mrd. US$ sollten in den nächsten
Tagen überwiesen werden. Ob und wann
das sein wird, steht in den Sternen. Auf
Anraten einer in der Türkei anwesenden
IWF-Kontrollkommission wurde erst ein-
mal ein internationales Investitionsforum
unter Regie des IWF abgesagt, an dem der
Weltbankchef und die gesamte IWF-Spit-
ze teilnehmen sollte.Die IWF-Kredite,die
unter dem IWF-Mann Dervis an die Tür-
kei flossen, haben auch nichts an der im-
mer mehr sinkenden sozialen Lage der
Bevölkerung oder dem Sterben der Klein-
betriebe ändern können. Auch wurden
keine Investitionen in den vom Krieg zer-
rütteten kurdischen Provinzen getätigt.
Sie wurden im Wesentlichen zur Ban-
kensanierung und für den kurzfristigen
Schuldendienst gegenüber dem Ausland

verwendet. Die türkische Lira hat in den
letzten zwei Jahren mehr als 80 % ihres
Wertes gegenüber dem Dollar und dem
Euro eingebüßt.

Cem, Özkan und Dervis haben die
Gründung einer neuen sozialdemokrati-
schen Partei angekündigt. Sie hegen die
Hoffnung, dass Neuwahlen auch eine Ab-
stimmung über EU-Reformen sein könn-
te. Interesse an Neuwahlen haben auch
die beiden islamistischen Parteien und die
MHP. Alle anderen Parteien würden der-
zeit nicht über die bestehende Zehn-Pro-
zent-Hürde bei den Wahlen kommen.

Die Unterstützung aus Kreisen der EU
und der USA haben sich Cem und Özkan
schon öffentlich zusichern lassen. Das
würde dann auch eine weitere Unterstüt-
zung des IWF nach sich ziehen.Zudem be-
rührt die politische Krise unmittelbar we-
sentliche Interessen der EU und der USA.
Diese reichen von der geplanten Erweite-
rung der EU über die politischen und
wirtschaftlichen Einflussmöglichkeiten
im Mittleren Osten und Zentralasien bis
hin zum geplanten Krieg gegen den Irak.
Wie die Unterstützung der Nato-Bünd-
nispartner ausfällt, wird wesentlich  das
Verhalten der türkischen Militärs bestim-
men, die sich bisher zu der Krise nicht ge-
äußert haben.

Die pro-kurdische Partei Hadep, die in
den kurdischen Provinzen bei den letzten
Wahlen zwischen 50 und 80 % der Stim-
men erhielt und 39 Bürgermeister  stellt,
fordert ebenfalls Neuwahlen. Sie war bis-
her mit der CHP, SHP und der ÖDP über
ein Linksbündnis in Verhandlungen. Die-
se wurden von der CHP ausgesetzt, nach-
dem Cem der CHP ein mögliches Wahl-
bündnis in Aussicht gestellt hatte. Seit
Aufnahme der PKK auf die EU-Terrorlis-
te sind Hadep, Gewerkschaften und Men-
schenrechtsvereinigungen wieder ver-
mehrt zur Zielscheibe staatlicher und ex-
legaler Angriffe geworden. Wegen anhal-
tender Menschenrechtsverletzungen und
verstärkter Repression gegen Hadep und
Gewerkschaften rügte die EU die Türkei
in scharfer Form.

Die Hadep hofft, dass baldige EU-Re-
formen den Beitrittsprozess zur EU be-
schleunigen. Sefik Türk, einer der Hadep-
Bürgermeister, sagte dieser Tage in einem
Interview: „Der türkische Staat ist ohne
Druck von außen nicht in der Lage, Ge-
rechtigkeit für seine Bevölkerung zu
schaffen. In unseren Augen ist die Türkei
in ihrer Entwicklung 100 Jahre hinter Eu-
ropa zurückgeblieben. Mit Hilfe des
Drucks von außen wollen wir Normali-
sierung herstellen.“ „Für die Zukunft un-
seres Landes sind wir zur Zusammenar-
beit mit allen Kräften außer den faschis-
tischen Organisationen bereit. Die Hadep
bietet sich dazu als Führungskraft der
türkischen Linken an. Durch das Zu-
sammenleben von Kurden und Türken
wird zugleich der Staat erneuert werden.“

In den nächsten Politischen Berichten
werden wir über den Fortgang der politi-
schen Krise in der Türkei berichten und
ein Interview mit Sefik Türk bringen. rub
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Spanische Kriegsschiffe gegen 
Marokko
Mit der Entsendung von drei mit Boden-
Luft-Raketen bestückten Fregatten und
zwei Korvetten mit einer Besatzung von
insgesamt 800 Mann verstärkt Spanien
den Druck auf Marokko. Die Fregatten
wurden in den Hafen der spanischen Ex-
klave Ceuta beordert, die Korvetten füh-
ren,unterstützt von Hubschraubern,Ma-
növer vor der Küste des nordafrikani-
schen Landes durch. Zuvor hatte Marok-
ko 12 Soldaten auf das nahe Ceuta vor
der marokkanischen Mittelmeerküste
liegende unbewohnte Eiland Leila („Pe-
tersilieninsel“) entsandt,die dort die ma-
rokkanische Fahne hissten und zwei Zel-
te aufschlugen. Zwar gab Spanien zu,
dass der Status von Leila völkerrechtlich
ungeregelt sei. Trotzdem bestreitet die
Regierung den marokkanischen An-
spruch auf die Insel. Die EU warf Ma-
rokko eine „schwerwiegende Verletzung
der territorialen Integrität Spaniens“
vor, Spanien sprach von einem „feindse-
ligen Akt“ und forderte den sofortigen
Rückzug Marokkos. Marokko dagegen
macht geltend, dass Leila seit dem Ende
des spanischen Protektorats 1956 befreit
sei und als marokkanisches Territorium
gilt. Der aktuelle Konflikt steht im Zu-
sammenhang mit der seit einem halben
Jahr sich zuspitzenden Krise zwischen
den beiden Ländern. Spanien verlangt
von Marokko, die Drecksarbeit bei der
Abwehr von Flüchtlingen, die über das
Mittelmeer nach Spanien gelangen wol-
len, zu übernehmen, und unterstrich sein
ultimatives Verlangen auch schon einmal
mit der Entsendung von Kriegsschiffen.
Jetzt konterte Marokko: Man wolle auf
der Insel einen dauerhaften Wachtposten
„zur Bekämpfung der illegalen Auswan-
derung und des Terrorismus“ errichten.
Die spanische Regierung schließt die An-
wendung von Gewalt ausdrücklich ein.

In Palästina droht eine humanitäre
Katastrophe
Während der US-Kongress über die Kür-
zung der Hilfslieferung an die palästi-
nensischen Autonomiegebiete und das
Hilfswerk der UNO für Palästina berät,
legt die US-Agentur für Internationale
Entwicklung beunruhige Zahlen vor:
Demzufolge ist die chronische und aku-
te Mangelernährung bei Kindern unter
fünf Jahren weit verbreitet. 30% der
untersuchten Kinder leiden unter chro-
nischer Mangelernährung, 21% unter

akutem Hunger (im Vergleich: 2000 wa-
ren es 7,5 bzw. 2,5%). Von mittlerer bis
leichter Blutarmut sind 45% der Kinder
und 48% der Frauen im gebärfähigen Al-
ter betroffen.Die Armut nimmt drastisch
zu. 70% leben nach Angaben der Welt-
bank unter der Armutsgrenze von 2 $/Tag
(im April nannte die Weltbank noch die
Zahl von 50%). Inzwischen sind über
30% der Palästinenser abhängig von den
Lebensmittellieferungen des Welternäh-
rungsprogramms bzw. von NGOs. Auf-
grund der systematischen Zerstörung
von Häusern – allein im März/April 2002
wurden 881 Häuser zerstört, knapp 3000
beschädigt – sind die Wohnungen über-
belegt. Der Zugang zum Trinkwasser ist
erschwert, das Trinkwasser selbst verun-
reinigt. Krankheiten wie Durchfall neh-
men zu. Doch die ärztliche Behandlung
von Menschen, die auf dem Land leben,
und solchen, die unter chronischen
Krankheiten wie Nierenleiden,Diabetes,
Krebs etc.leiden,ist stark beeinträchtigt,
teilweise zusammengebrochen. Infolge
der Abriegelungen und Ausgangssperren
können die medizinischen Einrichtun-
gen nur zu 30% ihrer Kapazitäten arbei-
ten. Krankentransporte brauchen sechs
bis acht Stunden,wenn sie überhaupt ihr
Ziel erreichen. Der Rote Halbmond be-
richtet,dass die israelische Armee 25 von
insgesamt 121 Rettungsfahrzeugen zer-
stört hat.

Bisher nur die Hälfte der 
Afghanistan-Hilfsgelder zusammen
Die UNO-Organisationen für Afghani-
stan haben von den für dieses Jahr benö-
tigten und beantragten 1,6 Mrd.$ für Hil-
fe und Wiederaufbau erst die Hälfte er-
halten.Von den noch fehlenden 777 Mio.
werden 400 Mio. dringend für die näch-
sten drei Monate benötigt: für Lebens-
mittel und Unterkünfte für die zurück-
kehrenden Flüchtlinge sowie für die
Löhne von Lehrern, Polizisten und Sol-
daten. Bis Juni kehrten 1,2 Millionen
Flüchtlinge aus den Nachbarländern zu-
rück sowie 400.000 weitere,die innerhalb
Afghanistans vertrieben waren. Ihre La-

ge ist prekär. Die Kinder sind
chronisch unterernährt. Außer-
dem sind viele Regionen von
Landminen und nicht explodierter
Munition verseucht.

Datenwut und Rasterfahndung …
in den USA
Anfang Juli trat in den USA ein neues
Gesetz in Kraft, demzufolge die Betrei-
ber von Telefonnetzen verpflichtet sind,
auf Anfrage große Mengen von Daten-
sätzen an das FBI und andere staatlichen
Behörden zu liefern.Falls sie nicht so um-
rüsten, dass sie die angeforderten Daten
liefern können, drohen ihnen Bußgelder
bis zu 10.000 $ pro Tag und Überwa-
chungsauftrag. Konkret haben es FBI &
Co. auf Verbindungsdaten abgesehen, die
direkt über Standleitungen in die be-
hördlichen Rechner fließen sollen. Aus
diesen Datensätzen können Personen-
und Gruppenprofile abgeleitet werden.
Damit ist feststellbar,wer mit wem wann
von wo aus telefoniert hat – die dabei ge-
wonnenen Datensätze sollen mit jenen
der Sozialversicherung oder der Ein-
wanderbehörde abgeglichen werden.
(Quelle: Telepolis)

… und in Europa
Die EU will das größte polizeiliche IT-
System in Europa, das Computersystem
der ehemaligen Schengen-Staaten, SIS,
ausbauen. Ende 2001 speicherte SIS
knapp 11 Mio.Falldaten.Es reicht von Is-
land bis zum Mittelmeer, vom Atlantik
bis zur polnischen Grenze. Jetzt soll das
System um vier neue Funktionen er-
weitert werden: Es soll eine Datenbank
für „gewalttätige Unruhestifter“ einge-
richtet werden. Eine andere sogenannte
„Demonstrantenbank“ soll alle ausgege-
benen und verweigerten Visa führen. Ei-
ne „Terroristen-Datenbank“ wird einge-
richtet und eine neue Kategorie für Leu-
te geschaffen, „die daran gehindert wer-
den, den Schengen-Raum zu verlassen“,
z.B. Menschen, gegen die ermittelt wird,
auf Bewährung entlassene Gefangene
u.ä. Außerdem werden zusätzliche Iden-
tifikationsdaten verwendet: neben Foto-
grafien und Fingerabdrücken sind DNA-
Profile und biometrische Daten in Pla-
nung. Schließlich sollen die verschiede-
nen Daten miteinander verbunden wer-
den können, so z.B. die Daten verschie-
dener Personen miteinander oder mit
Objekten. Zugriff auf die Daten soll, da-
mit hat sich die BRD durchgesetzt, auch
Europol bekommen, das sogar Daten
hinzufügen, ändern oder löschen können
soll. Bisher ist die Verbindung der Euro-
pol-Datenbank mit den Datenbanken
anderer Strafverfolgungsbehörden aus-
drücklich verboten. Auch Inlandsge-
heimdienste sollen zukünftig, so der
Plan, das größte europäische Fahn-
dungssystem nutzen können.

Zusammenstellung: scc
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Karawane für die Rechte der Flücht-
linge und Migrant/innen 17.8.–21.9.
BREMEN. Unter der Losung „Krieg verur-
sacht Flüchtlinge! Nicht Flüchtlinge ver-
ursachen Krieg!“ demonstrieren Flücht-
linge und Unterstützergruppen quer
durch Deutschland.In ihrem Aufruf heißt
es: „Seit dem September des vergange-
nen Jahres, als der imperialistische
„Krieg gegen den Terrorismus“ in Afri-
ka, Asien und Lateinamerika begonnen
wurde, beobachten wir mit Bestürzung,
dass in unseren Heimatländern mensch-
liches Leben immer mehr an Wert ver-
liert. Terroristische Regime auf der gan-
zen Welt benutzen den von den USA an-
geführten Krieg, um ihre Kritiker zu be-
kämpfen. Mächtige Länder wie England
und die BRD folgen den USA mit ihrem
Militärapparat in unsere Länder, um bei
der Verteilung der wenigen noch verfüg-
baren Ressourcen der Erde ja nicht zu
kurz zu kommen.Dieser neue Krieg miss-
achtet das Leben der am meisten unter-
drückten Menschen auf der Welt, und er
missachtet die Menschenrechte für die
ärmsten Länder der Welt … Deutschland
benutzt den „Krieg gegen den Terro-
rismus“ um seinen eigenen Krieg gegen
Flüchtlinge und Migrant/innen aus an-
deren Ländern zu führen. Drakonische
„Sicherheitsgesetze“ wurden in Rekord-
zeit durch den Bundestag und
Bundesrat gebracht  und treten
in diesem Jahr in Kraft. Dies eb-
net den Weg, anerkannte politi-
sche Flüchtlinge mit der Begrün-
dung des „Terrorismusver-
dachts“ abschieben zu können,
selbst wenn die deutschen Be-
hörden selber zugestehen, dass
ihnen dann Folter oder gar die To-
desstrafe droht. Flüchtlinge wer-
den künftig wegen eben jener po-
litischen Verfolgung, die bis ge-
stern noch ihren Flüchtlingssta-
tus begründet hat, nun als „Ter-
roristen“ eingestuft werden.“ –
Die Termine sind: 17.8. Bremen

(Auftaktdemonstration), 18.8. Bramsche,
19.8. Oldenburg, 20.8. Hannover/Lan-
genhagen, 21.8. Bremen, 22.8. Rotenburg,
23./24.8. Hamburg, 25./26.8. Münster,
27.8. Iserlohn/Arnsberg, 28.8. Frankfurt,
29.8. Ingelheim, 30.8. Düsseldorf, 31.8.
Köln, 1.9. Köln/ Stuttgart, 2.9. Stuttgart,
3.9.Tübingen,4.9.Augsburg,5.–7.9.Mün-
chen, 8./9.9. Nürnberg, 10.9.Weimar-Bu-
chenwald/Jena, 11.9. Gera-Makers-
dorf/Zwickau, 12.9. Weissenfels/Volks-
stedt, 13.9. Halberstadt/Braunschweig,
14.9. Magdeburg, 15.9. Halle, 16.9. Neu-
brandenburg, 17.-20.9. Berlin, 21.9. Ab-
schlussdemonstration in Berlin.

www.contrast.org/borders/kein/

Demonstration gegen rassistische
Bürgerhetze in Bornstedt
POTSDAM. Beinahe die Hälfte der im Pots-
damer Stadtteil Bornstedt lebenden ab-
stimmberechtigten Einwohner unter-
schrieben seit März dieses Jahres die Er-
klärung einer „Bürgerinitiative Born-
stedt“, in der gegen die Verlegung der
Asylbewerber des Standorts Michendor-
fer Chaussee in ein bisher zur Unter-
bringung von russischen Spätaussiedlern
genutztes Gebäude protestiert wird. Die
geäußerten Befürchtungen reichen dabei
von Image- und Werteverlusten Born-
stedter Immobilien, Überfremdungsäng-

sten gerade in Bezug auf die Wohnsitua-
tion und Lehr- und Lernbedingungen in
der Schule, der Zunahme von Drogen-
und Eigentumsdelikten bis hin zu deut-
lich rassistischen Projektionen. Die Ver-
suche des stellvertretenden Bürgermeis-
ters Jann Jakobs, dem mittels standort-
ökonomischer Logik beizukommen,
scheiterten am sturen Beharren der Pro-
tagonisten.Vielmehr trat mit jedem ent-
kräfteten Argument immer mehr für Ras-
sismus typische, irrationale Ressenti-
ments bis hin zur unmissverständlichen
Androhung von physischer Gewalt
gegenüber den Immigranten durch die
normalen Bürger zutage. Hierbei wurde
unter anderem auf Hoyerswerda und Ro-
stock-Lichtenhagen verwiesen. – Der
Druck hat schon gewirkt: Inzwischen
wurde die Zahl der Flüchtlinge von 150
auf 100 reduziert und der Umzugszeit-
punkt verschoben.

Gegen diese Ausbreitung rassistischer
Ideologie rief ein Bündnis von Antifa Ak-
tion Potsdam, Kampagne gegen Wehr-
pflicht, Zwangsdienste und Militär Pots-
dam, progress.pdm [antifascistic youth],
JungdemokratInnen/Junge Linke LV
Brandenburg, Antira-Org Potsdam, AG
Antirassismus Potsdam zu einer Demon-
stration am 13. Juli auf. Es kamen in den
kleinen Stadtteil 250 Leute, was ein-
drucksvoll war. http://aapo.antifa.net/

Bürgermeisterin würdigt
Verbundnetz-Botschafter
HALLE. Für seinen unermüd-
lichen Einsatz in der Friedensar-
beit wird am 10. Juli der Hallen-
ser Bernd Rieche geehrt. Wäh-
rend der feierlichen Veranstal-
tung im Rathaus bekommt der
Initiator des Vereins Friedens-
kreis Halle e.V. von Bürgermeis-
terin Dagmar Szabados und
Wolfgang Eschment, Vorstands-
mitglied der VNG – Verbundnetz
Gas Akiengesellschaft, die
druckfrische Ausgabe einer Pu-

KÖLN. Mit einem großen, zweitägigen Straßenfest am 6. und 7. Ju-
li und der traditionellen CSD-Parade am 7. Juli ist der Europri-
de, der dieses Jahr in Köln stattfand, zu Ende gegangen. Es war
ein Wochenende der Superlative und der erfolgreichen Abwehr ei-
ner geplanten Nazi-Provokation gegen den CSD. Die neofaschis-
tische „Bürgerbewegung pro Köln“ um Manfred Rouhs hatte für
Samstag eine „Mahnwache wider den Werteverfall“ angemeldet,
um gegen den CSD und die „öffentliche Darstellung homosexuel-
ler Sexualpraktiken“ zu protestieren. Gegen diese Provokation
machte nicht nur das antifaschistische Bündnis „Köln stellt sich
quer“ mobil, sondern es bildete sich darüber hinaus auch ein
schwullesbisches Bündnis auf Initiative der Kölner Gruppe
„queergestellt“.Nach dem peinlichen Debakel von Manfred Rouhs
am 29. Juni und angesichts der massiven Mobilisierung gegen die
geplante „Mahnwache“ zog „Pro Köln“ am Tag vorher die An-
meldung überraschend zurück. Obwohl dies am Freitag Nachmit-
tag auf den Bühnen in der Kölner Innenstadt den Straßenfest-Be-
sucherInnen mitgeteilt wurde,nahmen am Samstag dann doch 700
Menschen an der Gegendemonstration – die trotz der Absage
durchgeführt wurde – teil. Gajos, Lokalberichte Köln Nr. 14
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blikationsreihe zum Thema Verbund-
netz-Botschafter 2002 überreicht.

Unter dem Titel „Sanft aber zäh: ein
Streiter für mehr Frieden“ schildert
Bernd Rieche darin seine unermüdliche
Arbeit in Zeiten von Attentaten, Terro-
rismus-Kampf und Gewaltausbrüchen
an Schulen. Schon seit der Wende setzt
sich Rieche für friedvolle Lösungen in der
Politik und im Alltag ein. Mit seinem Ver-
ein betreut er ein Versöhnungszentrum in
Bosnien. Ende Juni diesen Jahres starte-
te er ein Ausbildungstraining zur Kon-
fliktbearbeitung an Schulen. Für diesen
vorbildlichen ehrenamtlichen Einsatz
hat Rieche jetzt den Botschaftertitel des
Verbundnetzes der Wärme erhalten – als
Erster in Sachsen-Anhalt überhaupt.

Das Netzwerk für Ehrenamtliche ist
im letzten Jahr von der ostdeutschen
VNG – Verbundnetz Gas Aktiengesell-
schaft in Leipzig gegründet worden.Seit-
dem unterstützt es aktive Ostdeutsche im
Ehrenamt. Schon mehr als 50 Mitglieder
haben sich zusammengeschlossen, um
das Verbundnetz der Wärme aufzubauen.
Damit soll dem Ehrenamt zu mehr Auf-
merksamkeit und Unterstützung in der
Gesellschaft verholfen werden. Das Ver-
bundnetz der Wärme zeigt seit einem
Jahr, wie das erfolgreich gelingt: Mit sei-
nem Credo „Engagement zeigt Gesicht“
wollen die Initiatoren Andere motivieren,
Mitmenschen Wärme zu schenken.

www.verbundnetz-der-waerme.de

Stadt Karlsruhe verhängt teilweises
Innenstadtverbot für alle Punks
KARLSRUHE. Im Kampf gegen Randgrup-
pen, um das große Ziel von Sauberkeit
und Ordnungsstaatlichkeit zu verwirk-
lichen, hat die ehemalige Polizeibehörde
der Stadt Karlsruhe – Bürgerservice und
Sicherheit – mit einer Allgemeinverfü-
gung einer Gruppe junger Punks den
Kampf angesagt. Mit Wirkung vom
6.07.02 ist es den Punks, und solchen die
von der Polizei als Punks definiert wer-
den, untersagt, den Kronenplatz, einen
zentralen Platz in der Karlsruher Innen-
stadt zu betreten,sich ihm zu nähern bzw.
sich dort aufzuhalten. Die „Maßnahme“
wurde damit begründet, dass Punks bür-
gerliche Konventionen und Umgangsfor-
men sowie Moral- und Ethikbegriffe ab-
lehnen, und dass sie die natürliche Pietät
und das Schamempfinden verletzten.Wer
dem nicht Folge leisten will, dem wird
1000 Euro Zwangsgeld oder Zwangshaft
angedroht. (Das ganze Dokument ist zu
lesen unter: www.uni-karlsruhe.de/
~ubbv/punkverbot.pdf )

Am 8.07.02 kam die Polizei auch gleich
mit größerem Aufgebot (Sixpacks) auf
den Kronenplatz vorgefahren, und ver-
haftetet drei Leute, die dort saßen, nur
aufgrund ihrer Kleidung und Frisuren.
Diese willkürliche Verhaftungen wurden
mit der neuen „Punkerverfügung“ be-
gründet. Am nächsten Tag gab es auch
gleich für alle Leute, die angeblich der
Punkerszene zuzurechnen sind,ohne An-

lass, Platzverbot für diesen Teil der
Innenstadt. – Die direkt und indirekt Be-
troffenen wollen dagegen protestieren.
Mit dem hier abgebildeten Flugblatt ru-
fen sie vom 19.–21. Juli auf dem Kronen-
platz in Karlsruhe zu einem bunten
PunxPicknick auf.

Weiter Infos unter: www.kapunx.de 

Erwerbsloseninitiativen lehnen
Kernpunkte der Hartz-Vorschläge ab
HANNOVER. Auf seinem Treffen am 25. Ju-
ni 2002 in Hannover lehnte der bundes-
weite Runde Tisch der Erwerbslosen- und
Sozialhilfeorganisationen die Kern-
punkte der Hartz-Vorschläge Leistungs-
kürzungen,Verschärfung der Zumutbar-
keit und Ausweitung der Zeitarbeit
grundsätzlich ab, insbesondere:
• Begrenzung der Bezugsdauer des Ar-
beitslosengeldes auf ein Jahr (bisher für
Ältere bis zu 32 Monaten) und Pauschal-
zahlung während der ersten 6 Monate.
• Befristung der Arbeitslosenhilfe auf
12 Monate und Absenkung der Leistung
auf Sozialhilfeniveau.
• Umkehr der Beweislast in der Frage
der Zumutbarkeit eines Stellenangebots
• Zumutbarkeit einer „hohen Mobi-
lität“ bei Jungen ohne Familie.
• Anstellung in Zeitarbeit, auch in Form
unbezahlter „Arbeit auf Probe“ oder
Trainingsmaßnahmen, bei Ablehnung 
• Reduzierung des Arbeitslosengeldes.
• Abschieben Älterer ab 55 Jahren, die
aus der Statistik herausgenommen und
bei abgesenkten Bezügen auf die Rente
warten sollen.
• Weitere Privatisierung der Arbeitsver-
mittlung und Stellenabbau bei den Ar-
beitsämtern.

Die Organisationen des Runden Tisch
warnen vor einem „Aufgehen“ der Ar-
beitslosenhilfe in eine Sozialhilfeleis-
tung. Dies wäre der schwerste und fol-
genreichste Einschnitt in das bundes-
deutsche Wirtschafts- und Sozialsystem
in den letzten Jahren.Arbeitslose und de-
ren Familien würden in die Armut ge-

drängt. Niedriglohnjobs und unge-
schützte Beschäftigung wären deren Per-
spektive. – Der Runde Tisch hat seinen
Standpunkt zu sozialen Rechten und zur
Schaffung von Arbeitsplätzen formuliert
und fordert die Beteiligung an der Kom-
mission „Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt“. www.erwerblos.de

Ergebnisse der Aktionskonferenz
der Friedensbewegung am 6. Juli
KASSEL. Mit 81 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern aus 37 Städten und von 18
überregionalen/bundesweiten Organisa-
tionen war das Treffen am 6. Juli in Kas-
sel sehr gut besucht. Nach eingehender
Diskussion über die nächsten Aktivitäten
der Friedensbewegung schälten sich fol-
gende Aktionsschwerpunkte  heraus: 
1) Unstreitig war,dass der drohende Irak-
Krieg im Mittelpunkt der Aktivitäten der
nächsten Monate stehen wird. Ein ent-
sprechender Unterschriften-Aufruf (der
sog.Wilhelmsburger Appell) sollte weiter
verbreitet werden. Für den Appell sollen
bis zum 14. September überall im Land
Unterschriften gesammelt werden.
2) Unstreitig war, dass das Kriegsthema
auch im Zentrum des spezifischen Bei-
trags der Friedensbewegung zum
Bundestagswahlkampf stehen wird, und
zwar ganz unabhängig davon, mit wel-
cher Orientierung oder „Wahlempfeh-
lung“ die einzelnen Friedensgruppen ih-
re Aktivitäten durchführen.
3) Gesprochen wurde auch über die näch-
sten „festen“ Termine. Der 6./9. August
(Hiroshima-, Nagasaki-Gedenken) sollte
in diesem Jahr noch stärker genutzt wer-
den, nachdem die USA offenbar ihre
Atomwaffendoktrin geändert hat und
sich nun ausdrücklich vorbehält, Nukle-
arwaffen (z.B. sog. mini nukes) auch ge-
gen Staaten einsetzen, die selbst über
keine derartige Waffen verfügen.
Einen zentralen Stellenwert hat der 1.
September, der erfahrungsgemäß in vie-
len Orten zusammen mit den Gewerk-
schaften durchgeführt wird.
4) Überlegungen wurden angestellt, den
Jahrestag der Terroranschläge vom 11.
September gemeinsam zu begehen. Dies
sollte dezentral geschehen, und zwar am
Mittwoch, 11. September um 18 Uhr im
ganzen Land. Es wurde eingeschätzt,
dass die Friedensbewegung durchaus in
der Lage sei, den wahrscheinlich überall
stattfindenden „offiziellen“ Trauerfeier-
lichkeiten eigene Mahn- und Antikriegs-
kundgebungen entgegen zu stellen. Ge-
meinsames Motto könnte sein: „Solida-
rität statt Krieg – Für Frieden und glo-
bale Gerechtigkeit“.
5) Am 14. September findet in Köln eine
Großveranstaltung von Attac in Zu-
sammenarbeit mit ver.di- und IG-Metall-
Jugend statt. (Motto: „Her mit dem schö-
nen Leben!“) Die Friedensbewegung
wird sich daran nach Kräften beteiligen.
6) Jahrestag des Kriegs in Afghanistan.
7) November Irak-Kongress in Berlin.

www.uni-kassel.de/fb10/frieden
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D
er Hamburger Senat will die ge -
schlossene Unterbringung für
straffällige Kinder und Jugendli-

che wieder einführen.Zunächst sollen ca.
90 geschlossene Plätze in Einrichtungen
der Jugendhilfe geschaffen werden. Wel-
ches Konzept damit verbunden ist, wird
aus der Tatsache deutlich, dass es den An-
gaben des Diakonischen Werkes zufolge
im ganzen Bundesgebiet bisher 130 Plät-
ze gibt, ver.di nennt die Zahl 140. Dazu
der Fachbereichsleiter Jugendhilfe der
Diakonie, Martin Apitzsch: „Werden
Straftaten junger Menschen verfolgt, ist
die Justiz aufgefordert, geltendes Recht
anzuwenden und geeignete Maßnahmen
einzuleiten.Geschlossene Unterbringung
in der Jugendhilfe kann aber nicht auf-
grund von Straftaten oder zum Schutz
der Bevölkerung angeordnet werden.
Hier muss der Richter ausschließlich prü-
fen, ob das Wohl des Minderjährigen ge-
fährdet ist. Für eine kurze Zeit ist gesi-
cherte Unterbringung rechtlich nur dann
zulässig, wenn andere Hilfen gescheitert
sind. Im Ergebnis wird es nur selten zu
richterlichen Verfügungen zur geschlos-
senen Unterbringung kommen, so dass
die Anzahl von 90 Plätzen völlig überdi-
mensioniert ist.“
Die Erfahrungen der gigantischen Ge-
fängnisbauprogramme in den USA (oder
auch hierzulanden) lehren, dass Gefäng-
nisplätze, sind sie erst einmal geschaffen,
auch belegt werden. Gesetze werden ver-
schärft, Gefängnisstrafen häufiger ver-
hängt, verhängte Strafen härter … In-
tention der Einrichtung der zunächst 90
Plätze in geschlossenen Einrichtungen
dürfte es gerade sein, den Druck auf die
Gesetzeslage und die Rechtsprechung der
Jugendgerichte zu erhöhen.
Prompt meldete sich die Schill-Partei er-
neut mit der Forderung, die Strafmün-
digkeit von 14 auf zwölf Jahre herabzu-
setzen. Schills Mannen wollen eine ent-
sprechende Bundesratsinitiative und da-
mit ein Roll Back in Gang bringen, das
die Reformansätze der 60er, 70er und 80er
Jahre vollends zunichte macht. Es droht
ein gewaltiger Schritt zurück in Richtung
Reichsjugendgerichtsgesetz von 1943,
mit dem der faschistische Staatsapparat
seinerzeit die Strafmündigkeitsgrenze in
bestimmten Fällen von 14 auf 12 Jahre
senkte und dem Gedanken der Einsper-
rung Jugendlicher als Zuchtmittel und
der Rachephantasie des „kurzen harten
Schocks“ freie Bahn verschaffte. Ähnli-
che Vorstellungen finden sich durchaus in
den Positionen der Schill-Partei wieder.
Nach den Hochrechnungen der Hambur-
ger Diakonie kostet die Einrichtung der
zunächst 90 Plätze in geschlossenen Ein-
richtungen jährlich 7 Mio. Euro. Fast
gleichzeitig gab der Senat bekannt, dass
ab 2003 6 Mio. Euro jährlich bei den Hil-
fen zur Erziehung eingespart werden.We-
nig kennzeichnet deutlicher, dass es dem
Rechts-Schill-Senat um die Durchset-
zung einer ultra-reaktionären Gesell-
schaftskonzeption geht.

scc

HAMBURG. Scharfer Protest von PRO ASYL,
Hamburger Flüchtlingsrat und Bundesfach-
verband: „Rückfall in autoritäre Erziehungs-
vorstellungen“.

Mit scharfer Kritik reagieren PRO ASYL,
der Hamburger Flüchtlingsrat und der
‚Bundesfachverband Unbegleitete Min-
derjährige Flüchtlinge‘ auf die Pläne des
Hamburger Senats zur „geschlossenen
Unterbringung“ von ausländischen Min-
derjährigen.
Bei der Präsentation des Konzepts zur
geschlossenen Unterbringung für straf-
fällige Kinder am 3. Juli 2002 in Ham-
burg, das in der Fachöffentlichkeit auf
eindeutige Ablehnung stieß, wurde
,nebenbei‘ die Einrichtung einer Ab-
schiebungshaftanstalt für ausländische
Minderjährige zum 1. Oktober 2002 vor-
gestellt.
Es werden zunächst 15 Plätze für solche

Minderjährige geschaffen, die „wegen il-
legalen Aufenthalts oder ihrer Strafta-
ten“ mit ihrer Abschiebung rechnen müs-
sen. Dies wäre bundesweit die erste Ab-
schiebungshaftanstalt speziell für Kin-
der.Flüchtlingsorganisationen haben be-
reits in der Vergangenheit auf den Skan-
dal hingewiesen, dass in Deutschland
auch Kinder in Abschiebungsgefängnis-
sen inhaftiert werden. Statt diesen Miss-
stand endlich zu beseitigen, geht Ham-
burg nun noch schärfer gegen ausländi-
sche Minderjährige vor. Die völlig unan-
gemessene Inhaftierung von Minderjäh-
rigen wird nun auch noch institutionell
verankert.
PRO ASYL befürchtet außerdem, dass
auch minderjährige Flüchtlinge betrof-
fen sein könnten, da der bloße illegale
Aufenthalt schon zur Unterbringung
ausreichen soll. Statt die in Hamburg an-
kommenden Flüchtlingskinder in Ju-

Hamburger Senat plant „geschlossene Unterbringung“

Erste Kinder-Abschiebungs-
haftanstalt?

VER.DI, FACHBEREICHE BUND, LÄNDER UND GEMEINDEN, unterstützt die Stellungnahme

von Trägern und Einrichtungen der Jugendhilfe zum Konzept zur „Kriminalitäts-

bekämpfung“ von Minderjährigen:  Das von Senatorin Schnieber-Jastram vorge-

legte Konzept täuscht die Öffentlichkeit, verschwendet Steuergelder, wider-

spricht dem Gesetz und ist fachlich eine Katastrophe!
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gendhilfeeinrichtungen unterzubringen,
müssen sie künftig ihre Inhaftierung be-
fürchten.
Die Einrichtung einer Abschiebehaftan-
stalt für ausländische Kinder ist ein
„eklatanter Verstoß gegen die UN-Kin-
derrechtskonvention“, so PRO ASYL-
Vorstandsmitglied Heiko Kauffmann.
„Nach Artikel 3 der Konvention ist bei al-
len Maßnahmen das Wohl des Kindes vor-
rangig zu berücksichtigen und nach Ar-
tikel 37 sollten Kinder grundsätzlich
nicht in Haft genommen werden.“ Das
gelte für unbegleitete Flüchtlingskinder
in besonderer Weise.
Nicht der Gedanke der Betreuung und
beschützenden Inobhutnahme kenn-
zeichnet das Hamburger Konzept, son-
dern der der Ausgrenzung und Bestra-
fung. Albert Riedelsheimer vom Bundes-
fachverband stellt dazu fest: „Damit
macht sich die Hamburger Landesregie-
rung zur Vorreiterin einer kinder- und
ausländerfeindlichen Politik.“ 
Für die Jugendlichen, die zwecks Ab-
schiebung eingesperrt werden sollen, soll
es nicht einmal eine pädagogische Be-
treuung oder die Möglichkeit des Schul-
besuches oder einer Ausbildung geben.
Die einzige Perspektive, die man diesen
Jugendlichen zugesteht, ist die Abschie-
bung.
„Das Konzept des Hamburger Senats
verstößt gegen alle Prinzipien einer ge-
waltfreien demokratischen Erziehung
und markiert einen Rückfall in vordemo-
kratische obrigkeitsstaatliche Erzie-
hungsvorstellungen der Vergangenheit“,
erklärte Heiko Kauffmann. „Kinder ge-
hören nicht in Knäste und dürfen erst
recht nicht in Krisen- und Kriegsregio-
nen abgeschoben werden!“, warnte Al-
bert Riedelsheimer.
PRO ASYL, der Hamburger Flüchtlings-
rat und der Bundesfachverband fordern
den Hamburger Senat auf, diese Pläne
umgehend zurückzuziehen und stattdes-
sen die Verpflichtungen aus der UN-Kin-
derrechtskonvention umfassend umzu-
setzen.
gez. Heiko Kauffmann,Vorstandsmit-
glied PRO ASYL
gez. Albert Riedelsheimer, Vorstands-
mitglied Bundesfachverband

PE vom 5.7.

Massive Grundrechts-
verletzung erfordert
Widerstand
SoPo kritisiert Senatspläne zur geschlosse-
nen Unterbringung

Mit scharfer Kritik reagiert die Sozial-
politische Opposition Hamburg auf die
Pläne der Sozialsenatorin zur Wiederein-
führung der geschlossenen Unterbrin-
gung für Kinder und Jugendliche.
Gleichzeitig ruft die SoPo dazu auf, sich
an der ersten geplanten Protestaktion am
Mittwoch, den 10. Juli, zu beteiligen. Um
10 Uhr führt die Ev. Fachhochschule des
Rauhen Hauses eine öffentliche Vorle-
sung vor dem Gebäude Feuerbergstr. 43
durch, dem beabsichtigten Sitz der ge-
schlossenen Unterbringung.

Petra Lafferenz von der SoPo: „Dieses
sogenannte Konzept ist fachlich und ju-
ristisch unhaltbar und skandalös. Es ein-
deutig eine Schillsche Handschrift und
treibt die Ausgrenzungs- und Einsperr-
Politik der Hamburger Rechtsregierung
auf die Spitze. Auf welcher gesetzlichen
Grundlage die Hamburger Jugendrichter
ab sofort derartig massive Grundrechts-
eingriffe in Art. 2 und 11 GG vornehmen
sollten, wird nicht verraten. Der geplan-
te „Abschiebeknast“ für unbegleitete
Flüchtlingskinder ist ein eklatanter Ver-
stoß gegen die UN-Kinderrechtskonven-
tion. Und das „Familieninterventions-
team“ entpuppt sich als reines Repres-
sionsorgan. Die „schnelle Eingreiftrup-
pe“ soll in enger Kooperation mit der Po-
lizei Hausbesuche bei den Familien auf-
fällig gewordener Kinder und Jugend-
lichen durchführen und bei fehlender
Kooperationsbereitschaft gerichtlich die
Einweisung in ein geschlossenes Heim
beantragen.

Doch Jugendhilfe hat fachlich und
rechtlich nichts, aber auch gar nichts mit
Ordnungspolitik oder gar mit Aufträgen
zur Freiheitsentziehung zu tun! Jugend-
hilfe soll vielmehr Kinder, Jugendliche
und ihre Familien unterstützen und för-
dern. Repression,Wegsperren und Strafe
haben daher in der Jugendhilfe nichts zu
suchen!

Die SoPo fordert daher alle Jugendar-
beiterInnen sowie die betroffenen Rich-
terInnen auf, sich der Mitarbeit am Ein-
sperren von Kindern und Jugendlichen
zu verweigern! 

Gleichzeitig fordern wir die zuständi-
ge Gewerkschaft ver.di auf, die KollegIn-
nen Protest- und Widerstandsaktionen
unbürokratisch zu unterstützen.“

PE SoPo, 8.7.
Bild linke Seite: Hanöversand ist der
Jungendknast in Hamburg: Die schlimm-
sten Befürchtungen – hier geäußert auf
einer Demonstration 1998 u.a. gegen
Kürzungen im Kita-Bereich – werden
durch die Taten des Schwarz-Schill-Se-
nats übertroffen.

Behörde auf Tauchstation

Ulla Jelpke die innenpolitische Spreche-
rin der PDS-Bundestagsfraktion: „Be-
reits Mitte Juni habe ich mich mit einem
langen Schreiben an den nordrhein-
westfälischen Innenminister Dr. Fritz
Behrens gewandt und ihm … geschildert
… dass die Roma bei einer Rückkehr in
diese Staaten in erhebliche Gefahren für
Leib und Leben gerieten. Deshalb habe
ich … gebeten die … Roma nicht abzu-
schieben … Auf diesen Brief habe ich bis-
lang keine Antwort erhalten. Deshalb ha-
be ich mich heute erneut an Dr. Behrens
gewandt und meine Bitte um einen Ab-
schiebungsstopp für die Roma erneuert.“

krit: Im Rahmen unser aktion roma spra-
chen wir mit Dzoni Sichelschmidt, Spre-
cher der Roma-Protest-Karawane. Er er-
zählt über die Ziele der Roma, über Re-
aktionen in Politik und Gesellschaft und
über die Geschichte eines diskriminier-
ten Volkes ohne Land.

krit: Warum haben sich die Roma in
Deutschland zu einer Protest-Karawane
zusammengetan? Was sind Ihre wichtig-
sten Forderungen.
DZONI SICHELSCHMIDT: Der Auslöser für
diesen Protest war die Abschiebung von
Herrn Dermiri aus Essen im April diesen
Jahres. Er wurde ohne Vorankündigung

Roma kämpfen um Bleiberecht

Vertreibungsdruck 
des BRD-Staates hält
unvermindert an.
Nach den Innenministerbeschlüssen von
Bremen (Juni 2002, wir berichteten in PB Nr.
13) entschlossen sich 500 Roma-Familien
zum Appell an die Öffentlichkeit.  Sie ziehen
seither durch verschiedene Städte der BRD.
Zur Zeit läuft die Aktion in Düsseldorf. Wir
veröffentlichen Auszüge aus einem Ge-
spräch, das die internetzeitschrift krit.de mit
Dzoni Sichelschmidt, Sprecher von Centre
of Integration, Affirmation and Emanzipation
of the Roma in Germany, C.I.A.E.Roma-
Union e.V. Essen /NRW, führte. Es ist schon
bösartig, wie der gleiche BRD-Staat, der den
Roma das Haus Jugoslawien kaputtgemacht
hat, den Opfern seiner Politik nun die Zu-
flucht  verweigert. maf
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Gegen Befristung der Arbeitslosen-
hilfe: KÖLN. Der Deutsche Städtetag hat
die von der Hartz-Kommission vorge-
schlagene pauschale Begrenzung der
Arbeitslosenhilfe auf ein Jahr als „un-
verantwortlich“ kritisiert. Diese Maß-
nahme würde dazu führen,dass mehr als
eine Million Arbeitslosenhilfeempfän-
ger „systematisch aus dem Arbeitsmarkt
ausgemustert“ und den Kommunen
überantwortet würden. Er verweist auf
eine verlässliche Schätzung von Fach-
leuten, der zufolge rund 60 Prozent der
gegenwärtig 1,67 Millionen Arbeitslo-
senhilfeempfänger von einer Begren-
zung der Hilfe auf ein Jahr betroffen wä-
ren. Den Kommunen fehlten aber nicht
nur die finanziellen Mittel, um die Be-
troffenen wieder in Beschäftigung zu
vermitteln. Es sei vielmehr zu erwarten,
dass auch die traditionellen, auf den
Zweiten Arbeitsmarkt gerichteten Be-
schäftigungsmaßnahmen der Arbeits-
ämter zugunsten der neuen Personal-
Service-Agenturen (PSA) zurückge-
führt würden. „Damit werden die Kom-
munen ihrer Mittel und Instrumente be-
raubt,um Arbeitslose wieder aus der So-
zialhilfe herauszukriegen.“ Eine Wie-
dereingliederung Arbeitsloser mit Hilfe
der PSA setze nämlich voraus, dass es
auch genügend Stellen gebe.Das sei aber
in vielen Kommunen vor allem in den
neuen Ländern nicht der Fall.

www.staedtetag.de

Reformen nicht an den Kommunen
vorbei: BERLIN. Der Deutsche Städte-
und Gemeindebund hält folgende Re-
formschritte für notwendig: 
1. Das Sozialhilferecht muss reformiert
werden. Dazu gehört der Grundsatz,
zielgenau zu helfen und gleichzeitig An-
reize zur Eigeninitiative zu schaffen.
2. Das Nachrangigkeitsprinzip in der
Sozialhilfe muss wieder hergestellt wer-
den.3.Sozialhilfeleistungen sind zu ent-
bürokratisieren und zur Stärkung der
Eigenverantwortung der Hilfeempfän-
ger in einer Pauschale zusammenzufas-
sen. 4. Bei einer Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist ein ei-
genständiges Leistungsgesetz des Bun-
des notwendig. Der Bund hat darin ins-
besondere die dauerhafte finanzielle
Verantwortung für die erwerbsfähigen
Arbeitslosen zu übernehmen. 5. Es muss
sichergestellt werden, dass sämtliche
Arbeitslose, auch arbeitslose Sozialhil-
feempfänger, Ansprüche auf Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik
haben. 6.Vorrangiges Ziel aller Arbeits-
marktaktivitäten muss die Rückführung
der Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt
sein. Die AB-Maßnahmen sind mittel-
fristig zurückzufahren. 7. Es sind flä-
chendeckend lokale Jobcenter zu errich-
ten, die alle Aktivitäten und Maßnah-
men der verschiedenen Dienste (z. B.
Bundesanstalt für Arbeit, Kommunen,
Wohlfahrtsverbände und andere Ein-

richtungen) zusammen-
führen und die Qualifi-
zierungsmaßnahmen
bündeln.

Die Hartz-Kommission scheint viele
Aspekte der Reform der Sozialsysteme
aufzunehmen. Es ist aus der Sicht der
Kommunen aber völlig inakzeptabel,
wenn der Bund glaubt, sich durch eine
Befristung der Arbeitslosenhilfe noch
weiter aus der Finanzierung der Ar-
beitslosigkeit zurückziehen zu können.

Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund untermauert seine Reformforde-
rungen mit folgenden Fakten zur Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe:
1. Sozialhilfe (Kommunalfinanziert)
Zahl der Bezieher: 2,68 Mio. Personen
(Ende 2000), davon im erwerbsfähigen
Alter (15–64 Jahre) ca. 1,62 Mio. Pers.
Ausgaben: 9,52 Mrd. Euro für laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt, darunter:
4,85 Mrd. Euro für erwerbsfähige Hilfe-
empfänger, 1,07 Mrd. Euro (geschätzt)
für Hilfe zur Arbeit.
2. Arbeitslosenhilfe (Bundesfinanziert)
Zahl der Bezieher: 1,48 Mio. Arbeitslose
(Jahresdurchschnitt 2001),(März 2002
1,67 Mio).
Kosten des Bundes: 12,78 Mrd.Euro,da-
von Beiträge zur Sozialversicherung
3,84 Mrd. Euro (30 %), davon: 1,96 Mrd.
Euro Krankenversicherung, 1,73 Mrd.
Euro Rentenversicherung, 0,15 Mrd. Eu-
ro Pflegeversicherung.
Arbeitsfördermaßnahmen ca. 4–5 Mrd.
Euro für Arbeitslosenhilfebezieher.
3. Kurzfristige Wirkungen bei einer er-
satzlosen Streichung der Arbeitslosen-
hilfe (Verteilung in Mrd. Euro jährlich):
Bund + 12,3; Kommunen – 3,2; Kran-
kenversicherung – 2,0; Rentenversiche-
rung – 1,7; Pflegeversicherung – 0,2;
Empfänger Arbeitslosenhilfe – 4,7.

www.dstgb.de

Gegen vollständige Liberalisierung.
BERLIN. Eine vollständige Liberalisie-
rung der Abfallwirtschaft sei weder öko-
nomisch noch ökologisch sinnvoll. Ins-
besondere der Hausmüllbereich sollte
weiterhin in kommunaler Zuständigkeit
und damit öffentlicher Verantwortung
verbleiben. Dies erklärten Bundesum-
weltminister Jürgen Trittin und VKU-
Präsident OB Gerhard Widder in einer
gemeinsamen Pressemeldung nach ei-
nem Gespräch über aktuelle Probleme
der Abfall- und Wasserwirtschaft in Ber-
lin. Die Forderungen nach Liberalisie-
rung und materieller Privatisierung der
Wasserwirtschaft wurden vom Bundes-
umweltministerium und VKU ebenfalls
einvernehmlich zurückgewiesen.Wasser
sei als Lebensmittel keine beliebige Wa-
re, sondern unverzichtbare Lebens-
grundlage. Wasserversorgung stelle tra-
ditionell eine Kernaufgabe der kommu-
nalwirtschaftlichen Daseinsvorsorge
dar. www.vku.de 

Zusammenstellung: ulj

Kommunale

Politik

von der Polizei abgeholt und fand sich
ohne seine Familie einige Stunden später
in Belgrad wieder.
Diese Form von Abschiebung hat unter
den Roma in Essen Panik ausgelöst und
somit wurde spontan ein Zeltlager im Es-
sener Stadtteil Schonnebeck errichtet.
500 Familien aus NRW versammelten
sich dort, um auf ihre katastrophale und
auswegslose Situation hinzuweisen.
Denn die Rückführung der Roma in das
Gebiet des ehemalige Jugoslawiens wür-
de lebensbedrohliche Auswirkungen auf
diese Minderheit haben. Laut UNHCR,
Pro Asyl, GfbV und andere Menschen-
rechts- und Hilfsorganisationen kann
kein Schutz vor Angriffen seitens der Be-
völkerung und vor Misshandlungen und
Schikanen durch die Polizei garantiert
werden. Zugang zu Bildung, Arbeit, Ge-
sundheitswesen,Wohnung etc.bleibt die-
ser Minderheit in der Regel verwehrt. Sie
werden abgelehnt und das bekommen sie
in jeder Lebenslage zu spüren – sie haben
keinerlei Lebensperspektiven, falls sie
abgeschoben werden. Die meisten von
ihnen haben sich hier in Deutschland in-
tegriert,die Kinder gehen zur Schule und
haben hier auch Ausbildungschancen.
All dies sind Tatsachen, die wir kundge-
ben möchten. Da sich nach einem einmo-
natigen Aufenthalt in Essen die Politik
nicht rührte, entschlossen wir uns zu ei-
nem Protestzug durch Deutschland. Von
Essen ging es nach Bremerhafen zur IMK,
weiter nach Hamburg, Berlin, Hannover,
Bielefeld,Münster,Dortmund,Wuppertal
und Köln. Nun sind wir seit ca. zwei Wo-
chen in Düsseldorf. Unsere Forderungen
sind Abschiebestopp, Bleiberecht für al-
le Roma, die mehr als fünf Jahre in
Deutschland leben, für die anderen eine
dreijährige Chance, um sich produktiv
für die deutsche Gesellschaft einzuset-
zen. Weiterhin sollen die Roma an allen
Entscheidungen, die in ihr Leben ein-
greifen, beteiligt werden. (Unsere Orga-
nisation C.I.A.E.R. würde für die Reali-
sierung zur Verfügung stehen.) 

krit: Was können solidarische Bürger
tun? 
DZONI SICHELSCHMIDT: Vor allen Dingen
ist es an erster Stelle wichtig, sich wirk-
lich über die Roma zu informieren und
nicht einfach Vorstellungen und Vorurtei-
le zu übernehmen, die nicht mit der Rea-
lität übereinstimmen. Die Aufklärung
wäre somit der erste Schritt, um die Ro-
ma für uns gesellschaftsfähig zu machen.
Aus diesem Blickwinkel kann man dann
auch erkennen, dass wir es hier mit mas-
siven Menschenrechtsverletzungen zu
tun haben – Menschenrechtsverletzun-
gen, die Deutschland in dieser Form mit
Selbstverständlichkeit im Ausland kriti-
siert und verfolgt.
Natürlich sind wir auf jede Art von hu-
manitäre, finanzielle und solidarische
Unterstützung angewiesen.

Infos u.A. über:
http://krit.de/roma/; 
http://www.fluechtlingsrat-berlin.de
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Am 28. und 29.06. fand in Hannover die ge-
meinsame Betriebs-, Personalräte- und JAV-
Konferenz der ver.di und der IG-Metall, „Her
mit dem schönen Leben! – Für mutige Re-
formen in der Aus- und Weiterbildung“
statt. 190 Betriebs- und Personalratsmit-
glieder,Jugend- und Auszubildendenver-
treterInnen und Gäste diskutierten in
Workshops miteinander, im Plenum mit
Politikern und mit den Vorsitzenden ih-
rer Gewerkschaften zu Fragen der Aus-
und Weiterbildung.
Zum Abschluss ihrer Veranstaltung verab-
schiedeten sie die Hannoveraner Erklärung,
mit der sie ihre Positionen in Bezug auf die
Berufsbildungspolitik in Richtung Bundes-
tagswahl deutlich machen. Gemeinsam wer-
den ver.di und die IG-Metall an ihrer Umset-
zung arbeiten. 
Die Positionen werden in die Debatte des
DGB zur Reform des Berufsbildungsgeset-
zes und der Schaffung eines Weiterbil-
dungsgesetzes einfließen.

Bildung ist die soziale Frage des 

21. Jahrhunderts 

Diese Aussage ist neuerlich und drama-
tisch durch die Ergebnisse der Pisa-Stu-
die bestätigt worden. In keiner anderen
Industrienation haben Herkunft und so-
ziales Umfeld von Jugendlichen einen so
nachhaltigen Einfluss auf die Bildungs-
und damit Berufs- und Lebenschancen
des Einzelnen wie in Deutschland.

Dabei ist Bildung eine unverzichtbare
Grundlage für eine freie, solidarische,
mündige und gerechte Gesellschaft. Sie
dient der Entfaltung der persönlichen
Fähigkeiten. Sie kann und muss den
Menschen die Qualifikationen zur Orien-
tierung und zur Mitgestaltung in der Ge-
sellschaft vermitteln. Sie kann und muss
entscheidend zur Chancengleichheit so-
wie zur ökonomischen und sozialen Si-
cherung für alle beitragen.

Das Grundrecht auf Bildung unab-
hängig von Herkunft, Geschlecht oder
Vorbildung kann nur dann umfassend
umgesetzt werden, wenn es einer aus-
schließlichen Kosten- und Nutzenkalku-
lation entzogen und als gesellschaftliche
Aufgabe verstanden wird.

Dem Anspruch auf Chancengleichheit
in und durch Bildung muss durch
• die materielle Absicherung von Bil-
dungsmaßnahmen,
• eine größere Durchlässigkeit der Bil-
dungswege,
• mehr Gleichwertigkeit  der beruf-
lichen Bildung mit dem allgemeinen Bil-
dungswesen und durch
• die Ausweitung des Rechtsanspruchs
auf Qualifizierungsmaßnahmen zur Gel-
tung verholfen werden.

Qualifizierte berufliche Erstausbildung ist

eine Investition in die Zukunft 

Nur eine hohe Qualität der Ausbildung
ist Grundlage, um den sich ändernden
Anforderungen an technische und sozia-
le Kompetenz im Erwerbsleben gerecht
werden zu können.

Sogenannte „praxisorientierte Aus-
bildungen“, in denen die Ausbildungs-
zeiten verkürzt und die Qualifikationen
eingeschränkt werden, führen die davon
Betroffenen in die berufliche und soziale
Sackgasse.Vielmehr ist es notwendig, al-
len Berufseinsteigern Qualifikationen
wie z.B. den Umgang mit Informations-
technik, Medienkompetenz und das Ler-
nen lernen zu vermitteln. Schlüsselqua-
lifikationen wie Teamfähigkeit, soziale
Kompetenz, Projekt- und Prozessarbeit
müssen in alle Ausbildungsberufe inte-
griert werden.

Oft fehlt für die Vermittlung dieser
Qualifikationen (ausreichend) kompe-
tentes und auf dem aktuellen Stand ge-
schultes Ausbildungspersonal. Schlüs-
selqualifikationen können nur durch
Ausbilder/innen und Berufsschulleh-
rer/innen vermittelt werden, die die Fä-
higkeit besitzen, die Auszubildenden
beim Lernen zu begleiten und anzuleiten,
sie individuell zu fördern und nicht nur
deren Auslese durch ein reformbedürfti-
ges Prüfungssystem zu überwachen.

Das bewährte duale Ausbildungssystem

muss durch mutige Reformen zukunfts-

sicher gemacht werden

Das duale System hat in den letzten Jah-
ren schwer gelitten.Schwachpunkte sind

Zweitägiger Bankenstreik im Rhein-
Main-Gebiet erfolgreich
Mehr als 5.000 Bankangestellte aus dem
Rhein-Main-Gebiet haben sich am 28.
Juni beteiligt und an einer Kundgebung
auf dem Frankfurter Goetheplatz und ei-
ner anschließenden Demonstration
durchs Bankenviertel teilgenommen. Die
Streiks,die von Ver.di bewusst auf den Ul-
timo- und Halbjahresabschlusstermin
gelegt wurden, führten zu Zweigstellen-
schließungen und erheblichen Behinde-
rungen.

Bei der Nassauischen Sparkasse
streikten rund 900 Beschäftigte aus dem
gesamten Geschäftsgebiet, 90% der
Zweigstellen waren geschlossen. Bei der
Bank 24 in Wiesbaden waren 2/3 der Be-
schäftigten in den Ausstand getreten.Aus
dem Bezirk Wiesbaden waren die Streik-
enden mit 16 Bussen nach Frankfurt zur
Kundgebung angereist. Bei der Frank-
furter Sparkasse waren wie am Vortag 36
Zweigstellen geschlossen, in 18 weiteren
war nur eine Notbesetzung. In der Hessi-
schen Landesbank waren Zahlungsver-
kehr, Buchhaltung und Bausparkasse ge-
schlossen im Streik,fast alle Schalter und
Kassen waren geschlossen. Bei der DZ-
Bank beteiligten sich mehr als 50% der
Beschäftigten am Streik.Auch in den Re-
chenzentren der Deutschen Bank konn-
ten die Streiks ausgeweitet werden, mit
Beginn der Nachtschicht am Donnerstag
waren auch die Beschäftigten der Re-
chenzentren in Düsseldorf und Hamburg
in den Ausstand getreten. Die versam-
melten Streikenden auf dem Goetheplatz
verabschiedeten eine Resolution an die
Adresse der Arbeitgeber, in der sie die un-
verzügliche Aufnahme der Verhandlun-
gen ohne Vorbedingungen über eine ta-
riflich abgesicherte Gehaltserhöhung
forderten. Sollten diese Verhandlungen
nicht zustande kommen, drohen die
Streikenden an, unter dem Motto „Frei-
tag ist Streiktag“ trotz Ferienzeit alle 14
Tage freitags so lange zu streiken, bis ein
zufriedenstellender Tarifabschluss mit
Ver.di getätigt wird … Die Forderung hat
ein Gesamtvolumen von 6,5 % und be-
zieht sich auf Gehalt, Beschäftigungssi-
cherung und einen Einstieg in die Ries-
ter-Rente.
www.verdi-hessen.de, 3.7.und 5.7.02, udi

BBrriittiisscchhee  GGeewweerrkksscchhaafftteenn  rruuffeenn  zzuumm  SSttrreeiikk
aauuff    ––  Im öffentlichen Dienst Großbritan-
niens steht der erste landesweite Streik
seit mehr als 20 Jahren bevor. Drei der
größten Gewerkschaften haben mehr als
1,2 Millionen Angestellte für den 17. Juli
2002 für 24 Stunden zum Ausstand auf-
gerufen. Vom Streik betroffen sein werden
die sozialen Dienste, die Müllabfuhr, Schu-
len und Wohnheime sowie Busse und Bah-
nen. Die Gewerkschaften fordern Lohner-
höhungen von 6%, die Arbeitgeber boten
bisher 3% an. Der Vorsitzende der Trans-
port and General Workers Union (TGWU),
Jack Dromey, sagte, 80% der Mitglieder
hätten für den Streik votiert. 

Bei der pädagogischen Diskussion rund um die PISA-Studie war die fehlende Refle-
xion über Bildung als Vermittlung von technischem, im Arbeitsprozess unmittelbar
praktikablem Wissen auffällig. Nun ein Dokument aus der gewerkschaftlichen Bil-
dungsdiskussion, das unter der entgegengesetzten Einseitigkeit leidet. Ist an die
Schulpädagogik zu fragen, wieso man von dem Konzept der polytechnischen Bildung
so völlig abgekommen ist, bei dem das Erlernen gesellschaftlich anerkannter beruf-
licher Arbeit mit der schulischen Bildung verbunden wird, so fehlt in der Diskussion
um die berufliche und die Weiterbildung der Gedanke,dass diese ganz unter das Nütz-
lichkeitskalkül des Arbeitsmarktes gestellten Anstrengungen ergänzt werden müssen
durch das Recht auf selbstbestimmte Komponenten. maf

Hannoveraner Erklärung zur
Bildungspolitischen Konferenz
Für mutige Reformen in der Aus- und Weiterbildung
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unverkennbar: Oft fehlt eine Abstim-
mung und Koordination zwischen Be-
trieb und Berufsschule, zwischen Praxis
und Theorie. Die Sachausstattung an den
beruflichen Schulen muss verbessert
werden. Moderne Sachausstattungen
und Lehrer/innen, die in der Lage sind,
zukunftsfähige Ausbildungsinhalte zu
vermitteln, sind unabdingbar für ein
funktionierendes duales Zusammen-
spiel. Dabei kommen auf die Berufsschu-
len bsw. durch die notwendige Vermitt-
lung von Fremdsprachen zusätzliche
Aufgaben hinzu.

Aber auch in den Betrieben gibt es un-
verkennbar Defizite: Die Inhalte der Aus-
bildungsordnungen werden nicht voll-
ständig umgesetzt, entsprechend hoch
sind die Durchfallquoten bei den Zwi-
schen- und Abschlussprüfungen; im
Handwerk fehlt es an systematischer
Ausbildung in überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten; Lernen im Betrieb wird
nicht mit der notwendigen Professiona-
lität und Intensität vorbereitet und
durchgeführt; das neben- und hauptbe-
rufliche Bildungspersonal wird nicht im
notwendigen Umfang unterstützt und
ebenso wie in den Berufsschulen fehlt es
in vielen Betrieben an moderner Aus-
stattung.

Für das Recht auf eine Berufsausbildung

Auch in den fast vier Jahren rot-grünen
Regierens wurden die strukturellen Fehl-
entwicklungen auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt nicht korrigiert. Nach wie vor
fehlt es in Deutschland an einem aus-
wahlfähigen Angebot an Ausbildungs-
plätzen. Noch immer findet nicht jede
Schulabgängerin und jeder Schulabgän-
ger einen Ausbildungsplatz.Alarmierend
ist insbesondere die Situation in den neu-
en Bundesländern.Hier liegt die Zahl der
unversorgten Jugendlichen, der außerbe-
trieblichen Ausbildungsplätze und der
Jugendlichen in Warteschleifen am höch-
sten – die Zahl der betrieblichen Ausbil-
dungsplätze am niedrigsten. Die Arbeit-
geber haben ihre Zusagen aus dem Aus-
bildungskonsens im Bündnis für Arbeit,
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit
jedes Jahr nicht eingehalten. Unterneh-
men, die nicht ausbilden, handeln wirt-
schaftlich und sozial verantwortungslos.
Sie handeln zu Lasten der Jugendlichen,
der ausbildenden Betriebe und auf Kos-
ten der Allgemeinheit.

Wir bleiben daher bei unserer Forde-
rung, mit Hilfe einer gesetzlichen Umla-
gefinanzierung, die alle Arbeitgeber in
die Pflicht nimmt, ein auswahlfähiges
Angebot an Ausbildungsplätzen zu ge-
währleisten. Sie stellt nicht nur einen so-
lidarischen Lastenausgleich zwischen
ausbildenden und nichtausbildenden
Betrieben her, sondern ermöglicht auch
eine umfassende Qualitätssicherung in
der beruflichen Bildung.

Eine Reform des Berufsbildungsgeset-
zes (BBiG) ist notwendige Konsequenz
aus den dramatischen Veränderungen in
der Arbeitswelt, der anderen Situation

der beruflichen Bildung,der spezifischen
Entwicklung in den neuen Bundeslän-
dern und nicht zuletzt auch mit Blick auf
die europäische Integration ist dieses Ge-
setz nach über 30 Jahren überfällig. Re-
formziele müssen dabei die Verbreiterung
und Vertiefung der Standards, Qualitäts-
sicherung und der Demokratisierung
sein.Die Berufsausbildungsvorbereitung
muss dringend verbessert und in den Gel-
tungsbereich des BBiG aufgenommen
werden.

Verzahnung von Aus- und Weiterbildung

Eine gute Berufsausbildung allein reicht
angesichts des rasant anhaltenden Wan-
dels in Wirtschaft und Gesellschaft nicht
aus, um dauerhaft die Beschäftigungsfä-
higkeit zu erhalten. Deshalb sollte, wie
bei den Erfolgsmodellen der neugeschaf-
fenen IT- und Medienberufe, von Anfang
an auch eine geordnete berufliche Weiter-
bildung mit gedacht und erarbeitet wer-
den. Dabei wird informelles Lernen und
arbeitsprozessorientierte Weiterbildung
auch für Seiteneinsteiger einen  höheren
Stellenwert erhalten. Über Zusatzquali-
fikationen in der beruflichen Erstausbil-
dung kann die überholte Trennung zwi-
schen Aus- und Weiterbildung durchläs-
siger  werden.

Weiterbildung ausbauen

Zunehmend entscheidet berufliche
Weiterbildung mit über die Sicherheit
des Arbeitsplatzes, Chancen auf gutes
Einkommen, die beruflichen Entwick-
lungsmöglichkeiten und die Qualität der
Arbeit. In dem Maß, in dem damit Le-
bensperspektiven mitbestimmt werden,
begrenzt der Ausschluss von den Weiter-
bildungsmöglichkeiten die individuellen
Entwicklungs- und Entfaltungsmöglich-
keiten.Teilhabe an oder Ausgrenzung von
Weiterbildung wird also zur neuen sozi-
alen Frage.

Gewerkschaften haben auch deshalb
die Qualifizierungspolitik wieder stärker
in den Focus ihrer Tarifpolitik genommen
und werden die betrieblichen Interessen-
vertretungen bei der Nutzung der durch

die Reform des Betriebsverfassungsge-
setzes hinzu gewonnen Mitbestimmungs-
und Mitgestaltungsrechte unterstützen.
Das allein wird aber nicht ausreichen,um
eine neue Weiterbildungskultur aufzu-
bauen.

Berufliche Weiterbildung muss auch
als Bestandteil der aktiven Arbeits-
marktpolitik für Arbeitslose, Ungelernte
und von Arbeitslosigkeit Bedrohte bei-
behalten und ausgebaut werden. Sie ist
Teil des erforderlichen Ausbaus des Ge-
samtsystems der beruflichen Weiterbil-
dung,der für die Bewältigung der – durch
Themen wie Globalisierung von Produk-
ten, Märkten und Finanzströmen, Struk-
turwandel durch die Informationstech-
nologien, Dynamik des Beschäftigungs-
systems,Entwicklung hin zur Wissensge-
sellschaft gekennzeichneten – Umbrüche
in der Arbeitswelt entscheidend ist.

Stellenwert der beruflichen Aus- und

Weiterbildung stärken

Berufliche Bildung muss zukünftig den
selben bildungspolitischen Stellenwert
wie Allgemeinbildung haben.Deshalb ist
sie in ihrer Wertigkeit allgemeinbilden-
den Abschlüssen gleichzustellen. So sol-
len qualifizierte Erstausbildungen zum
Hochschulzugang berechtigen und qua-
lifizierte Weiterbildungen (Fach-)Hoch-
schulabschlüssen gleichgestellt werden.
Das schafft mehr Durchlässigkeit zwi-
schen den Bildungssystemen und mehr
Chancen zum lebenslangen Lernen.

Bildung für Wachstum und sozialen 

Zusammenhalt

Die Nachfrage nach geringqualifizierten
Arbeitskräften ist aufgrund von Ratio-
nalisierungsprozessen in den letzten Jah-
ren deutlich zurückgegangen – diese Ent-
wicklung wird sich auch in den kom-
menden Jahren fortsetzen und weiter be-
schleunigen.

Wer glaubt, durch eine noch weiterrei-
chende Lohnspreizung die Arbeitslosig-
keit gering qualifizierter Personen zu
vermindern und die notwendige Expan-
sion des Dienstleistungssektors zu errei-
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Wirtschaftsverbände gegen
„staatlich finanziertes Reklama-
tionsinstitut“. – HB, Dienstag, 9.7.02.
– Nachdem R. Künast (Verbraucher-
schutzministerin) die Euro-Preistrei-
ber auf einer Internet-Seite namentlich
benennen wollte, kündigten die Vertre-
ter mehrer Wirtschaftsverbände  an,
das nächste Treffen des „Anti-Teuro-
Gipfels“ im Bundesverbrauchermini-
sterium zu boykottieren. Der DIHT be-
klagte, dass „bei der ersten Runde ver-
einbart worden (sei), dass das Preis-
Wert-Forum nicht als eine Art Pranger
angelegt werden sollte“. Eine Spreche-
rin des Verbraucherministerium sagte,
es sei sehr wohl besprochen worden,
einzelne Preissünder auch namentlich
zu nennen. Das Treffen werde trotz der
Absage der Wirtschaftsverbände statt-
finden.

Ostdeutschen Sparkassen geht es nicht
gut. – HB, Freitag/Samstag, 12./13. 7.
02. – Die Situation bei den ost-
deutschen Sparkassen sieht drastisch
aus. „Die Mehrzahl der Sparkassen
verdient mit gewerblichen Krediten
kein Geld“, sagt der Verbandschef des
Ostdeutschen Sparkassen- und
Giroverbandes (OSGV), C. F. Holt-
mann. Größtes Problem sei der Wert-
verfall vieler Kreditsicherheiten wie
Grundstücke, die vielfach eine Neube-
wertung der Risikosituation erforder-
ten.

BA-Vorstand soll nicht zu viel Rechte
erhalten. / Der neue Verwaltungsrat der
Bundesanstalt für Arbeit (BA) von 51
auf 21 Mitglieder verkleinert. Der neu
gewählte Vorsitzende des Rates,Arbeit-
gebervertreter C.Kannegießer,monier-
te, dass der Verwaltungsrat den BA-
Vorstand zwar kontrollieren,nicht aber
wie ein Aufsichtsrat an seiner Beset-
zung mitwirken dürfe.

Rüstungsexport-Richtlinien sollen ge-
lockert werden. – Wie einige CDU- und
SPD-Politiker hat sich auch H. Harff,
Geschäftsführer des Ausschusses Ver-
teidigungswirtschaft beim BDI, zu den
Rüstungsexport-Richtlinien geäußert.
Auch er fordert ein Umdenken. „Wenn
wir wegen des Kurdenproblems Pan-
zerexporte in die Türkei untersagen,
dürfem wir auch nicht nach Spanien
oder Großbritannien liefern“, sagte er
mit Verweis auf das Basken- und Nord-
irland-Problem dieser Länder.Der frü-
here Brigadegeneral sieht noch eine an-
dere Gefahr: bei der anstehenden Kon-
solidierung der europäischen Rüs-
tungsindustrie könne die deutsche
Wehrindustrie den Kürzeren ziehen.
„Wir haben Spitzentechnologie zu bie-
ten,aber keinen ausreichenden Umsatz
im Bereich der Landsystemindustrie.“

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
pressechen, der wird enttäuscht werden. Eine

Niedriglohnstrategie vermindert – sozu-
sagen als „Kosten der Deregulierung“ –
Anreize zur Qualifizierung bei Unter-
nehmen und Beschäftigten, verringert
Wachstum und gefährdet sozialen Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft.

Bundesregelungen zur Weiterbildung

schaffen

In einer auf Qualifikation, Innovation
und Chancengleichheit orientierten Ge-
staltungsstrategie für die Arbeitsgesell-
schaft der Zukunft ist der Ausbau der
Weiterbildung unverzichtbar. In einem
ersten Schritt ist deshalb ein Bundesge-
setz für die berufliche Weiterbildung zu
schaffen, das einen Rechtsanspruch auf
Weiterbildung für alle garantiert. Dieses
Rahmengesetz soll den Zugang zur
Weiterbildung für alle sichern, für die
Herstellung institutioneller Verlässlich-
keit sorgen, Transparenz herstellen und
die Beratung absichern sowie für Gleich-
wertigkeit der beruflichen und allgemei-
nen Bildungsabschlüsse sorgen. Schließ-
lich sollen arbeitsmarktfähige Abschlüs-
se vorgesehen, Lernzeitansprüche abge-
sichert und klare Finanzierungsregelun-
gen geschaffen werden.

Informationen über die Qualität der
Weiterbildung und ihrer Verwertbarkeit
zählen zu den wichtigsten Kriterien bei
Bildungsentscheidungen. Darum gilt es,
Qualitätsstandards zu entwickeln und zu
sichern. Diese sind auf engste verknüpft
mit der Professionalität der Weiterbil-
dungsprozesse. Zu den zu entwickelnden
Qualitätskriterien zählen auch ein ange-
messenes Verhältnis von haupt- und
nebenberuflichem Personal,dessen fach-
liche und pädagogische Qualifikation
und die tariflichen Arbeitsbedingungen.

Weiterbildung als öffentliche Aufgabe

Der SGB III-geförderte Teil der beruf-
lichen Weiterbildung, der sich vorwie-
gend um die vom Strukturwandel be-
troffenen Arbeitslosen kümmert, hat ei-
ne besondere Bedeutung. Die Reintegra-
tion in das Erwerbsleben darf nicht auf
die Einzelnen abgewälzt oder privat-
wirtschaftlichem Nutzen untergeordnet

werden. Die damit verbundenen Aufga-
ben müssen vielmehr durch eine regulie-
rende Stelle in öffentlicher Verantwor-
tung (Selbstverwaltung) koordiniert
werden.

Darüber hinaus sind im Sinne von
„Beschäftigungssicherung“ vier Inter-
ventionsstadien für öffentlich geförderte
Qualifizierung vorzusehen:
• präventive Förderung für Beschäftige
und Betriebe,
• pro-aktive Intervention bei drohen-
dem Arbeitsplatzverlust,
• frühzeitige Förderung bei Eintritt in
Erwerbslosigkeit,
• unterstützende Förderung bei Verfes-
tigung der Erwerbslosigkeit.

Die schiere Ökonomisierung der Bildung

verhindern – Bildung sozial gestalten

Angesichts der Bedeutung von (beruf-
licher) Bildung für jede/n Einzelne/n
darf Bildung nicht zur x-beliebigen Wa-
re verkommen. Die in den GATS-Ver-
handlungen angestrebte weltweite Öff-
nung,Liberalisierung und Privatisierung
der „Bildungsmärkte“ führt schon jetzt
zu erschreckenden Vorschlägen. Anstatt
die öffentliche Daseinsvorsorge im Bil-
dungssektor auszubauen und damit
Chancengleichheit und Chancengerech-
tigkeit zu ermöglichen, droht, wie bei-
spielsweise durch den Hamburger Senat
jetzt vorgeschlagen, eine weitere Ent-
staatlichung des Bildungswesens durch
die Privatisierung der Berufsschulen.

Bildung droht immer stärker eine Fra-
ge von Einkommen,Herkunft,und reinen
Kosten-Nutzen-Kalküls zu werden.

Diesen Tendenzen treten die Gewerk-
schaften mit ihrer Forderung der Chan-
cengleichheit und Chancengerechtigkeit
im Bildungswesen entgegen.

Wir erwarten aber auch, dass die (zu-
künftige) Bundesregierung konsequent
diesen negativen Bestrebungen ent-
gegenwirkt.

Wir Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Konferenz treten ein: Für mutige Re-
formen in der Berufsbildungspolitik.

Homepage der Initiative „Her mit dem
schönen Leben“: www.hmdsl.de

Her mit dem schönen Leben – eine andere Welt ist möglich! 
Bundesweiter Aktionstag am 14. September in Köln

Eine Woche vor der Bundestagswahl rufen fünf
Gewerkschaftsjugendverbände sowie attac zu
einer bundesweiten Großdemonstration auf:
„Entgegen aller Wahlkampfrhetorik und Ver-
sprechungen bestimmen neoliberale Wirt-
schaftspolitik und die fortlaufende Demontage
des Sozialstaats Parteienlandschaft und Regie-
rungspolitik. Dagegen hilft nicht das Kreuz auf
dem Stimmzettel, sondern gesellschaftspoliti-
scher Druck. In aller Welt setzen sich immer
mehr Menschen zur Wehr. Das macht Mut, auch
in Köln die Stimmen zu erheben – für eine Poli-
tik von Umverteilung, sozialer Gerechtigkeit
und friedlicher Konfliktlösung.“
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Eine Zusammenfassung von
Hans Waschkau, Teil 3 von 3 Teilen

„Was ist Kunst?“ – unter diesem Titel
stellt Michael Hauskeller sechzehn ver-
schiedene Kunsttheorien der letzten
zweieinhalb Jahrtausende vor (Becksche
Reihe1254, dort auch alle Quellenanga-
ben zu Zitaten). Die Essays entstanden
als Serie für die „Frankfurter Rund-
schau“ und sollten deshalb kurz und zu-
gleich allgemein verständlich sein. Die-
sen Anforderungen ist der Autor gerecht
geworden. Der folgende Überblick über
den Inhalt soll nicht die gute kurze Dar-
stellungen weiter verkürzen, sondern le-
diglich zeigen, worum es bei den einzel-
nen Kunsttheorien geht.

Martin Heidegger

Martin Heidegger (1889–1976) versucht
in den 1936 gehaltenen Vorträgen „Der
Ursprung des Kunstwerks“ zu klären,
was die eigentümliche, zeitlos gedachte
Seinsweise von Kunstwerken ausmacht.
Zunächst überprüft er, ob die allgemei-
ne Aussage richtig ist, ein Kunstwerk sei
ein Ding, und untersucht dazu, was denn
ein Ding eigentlich ist, was das Ding-
hafte an den Dingen ausmacht. Bereits
im Alltagsverständnis unterscheiden wir
zwischen dinghaften und nicht dinghaf-
ten Sein, da wir einen unbehauener Gra-
nitblock als Ding bezeichnen, einen
Menschen aber nicht. Mit traditionellen
philosophischen Definitionen – wie etwa
der Bestimmung eines Dinges als Einheit
von Stoff und Form – kann dieser Unter-
schied nicht erklärt werden. Heidegger
weist zudem darauf hin, dass diese De-
finition aus einem begrenzten Seinsbe-
reich stammt, die zu Unrecht auf die ge-
samte Wirklichkeit angewendet wird.
Denn von einer Einheit von Form und
Stoff kann nur die Rede sein, wenn et-
was für einen bestimmten Zweck herge-
stellt wurde,da erst der Zweck Form und
Stoff zu einer Einheit zusammenfügt.Et-
was Hergestelltes ist aber nach Heideg-
ger gerade kein Ding, sondern Zeug, das
in seinem Sein durch den Grundzug der
Dienlichkeit bestimmt wird. Dieser Zug
fehlt bloßen Dingen, die weder für etwas
da noch gemacht sind. Man muss sich al-
ler Vorbegriffe enthalten, um das „Ei-
genwüchsige“ und „Insichruhende“ an
ihnen, ihr „selbstgenügsames“ und „un-
verstelltes Anwesen“ zu erfahren. An-
ders als die Dinghaftigkeit zeigt sich die
Zeughaftigkeit des Zeugs im Gebrauch:
Erst wenn ich mit dem Zeug das tue, wo-
zu es gemacht ist, ist es wahrhaft das,was
es ist. Dass ihm seine Zeughaftigkeit an-
gesehen werden kann, illustriert Hei-
degger anhand eines Gemäldes von van
Gogh, auf dem ein Paar alte Bauern-
schuhe abgebildet sind: „Aus der dun-
klen Öffnung des ausgetretenen Inwen-
digen starrt die Mühsal der Arbeits-
schritte. In der derbgediegenen Schwere
des Schuhzeugs ist aufgestaut die Zä-

Schlechte Umfragen für die
PDS in Berlin

Die PDS bekommt in Berlin
schlechte Umfragewerte. Mitte Juli

legten gleich zwei Institute ihre Daten
vor. Dabei sind die Daten je nach Auf-
traggeber unterschiedlich. Aber in bei-
den Fällen hat die SPD gegenüber der
Wahl zum Abgeordnetenhaus im Okt-
ober 2001 deutlich zugelegt, während
die PDS verglichen mit diesem Wahler-
gebnis deutlich fällt. Im einzelnen:

Die SPD steigt von 29,7 Prozent bei
den Abgeordnetenhauswahlen auf 34
Prozent (Forsa) oder 31 Prozent (Em-
nid). Die PDS fällt von 22,6 Prozent bei
den Abgeordnetenhauswahlen auf 18
Prozent (Forsa) oder auf 16 Prozent
(Emnid).

Die CDU, die bei den Abgeordneten-
hauswahlen mit 23,8 Prozent ihr
schlechtestes Ergebnis der Nachkriegs-
zeit hatte, kommt fast unverändert auf
24 Prozent (Forsa) oder steigt leicht auf
27 Prozent (Emnid). Bei den Grünen
sind die Werte ebenfalls leicht steigend
– von 9,1 Prozent bei den Wahlen auf 10
Prozent (Forsa) bis 13 Prozent (Emnid).
Die FDP verliert, von 9,9 Prozent bei
den Wahlen auf 9 Prozent (Forsa und
Emnid).

In der PDS haben die Umfragedaten
die Nervosität und das Stimmungstief
weiter vertieft. Die Politik des rot-ro-
ten Senats ist bei der PDS-Basis wenig
populär. Auch wenn die Meinungen,
was anders gemacht werden könnte,
ziemlich auseinander gehen, ist die
Stimmung schlecht.Vor allem die vom
Senat verordneten massiven Kürzun-
gen in den Bezirken und die ständigen
Pöbeleien von Finanzsenator Sarrazin
gegen die Gewerkschaften und die Be-
schäftigten in Berlin machen böses
Blut. Kein PDS-Politiker hat diesen
selbstherrlichen Flegel bisher zurück-
gepfiffen. Im Gegenteil: Die PDS-Frak-
tion und die –Senatoren tragen den
Plan, die Gewerkschaften im öffent-
lichen Dienst zu Lohnverzichten zu be-
wegen, die faktisch einen Bruch der be-
stehenden Tarife bedeuten, sogar noch
mit. Kein Wunder, dass die Gewerk-
schaften mit Parolen, wie noch 1998
vom Erfurter Appell propagiert heute
gegen den rot-roten Senat, demonstrie-
ren.

Auch auf anderen politischen Fel-
dern fehlt so ziemlich alles, was die
PDS-Basis begehrt.Vom Senat kommen
praktisch keine bundespolitischen In-
itiativen mit PDS-Handschrift, der
Wirtschaftssenator kann – erste Aus-
nahme: Das geglückte Insolvenzverfah-
ren für Herlitz – auch keine guten Nach-
richten liefern, und die Milliardenrisi-
ken bei der Bankgesellschaft erschei-
nen wie ein Fass ohne Boden.Noch nicht
mal die Chipkarten für Asylbewerber
sind abgeschafft. Auch der Flughafen-
ausbau in Schönefeld, den die PDS ver-

hindern wollte, ist noch nicht vom
Tisch.Auf fast allen politischen Feldern
müssen die Wählerinnen und Wähler
lange suchen, bis sie eine PDS-Wahl-
aussage umgesetzt finden, geschweige
denn einen Erfolg fürs sozialistische
Herz. Weniger Polizeischlägerei am 1.
Mai ist einfach zu wenig.

Nach dem Demo-Verbot gegen PDS-
Senatoren beim Bush-Besuch wird nun
auch noch das Berliner Stadtschloss an
der Stelle des „Palast der Republik“
wieder aufgebaut. Als ob Berlin nicht
schon genug wilhelminische Denkmä-
ler hätte! Auch wenn dieses Projekt ei-
ne Entscheidung des Bundes war – ein
Signal für eine politische Wende nach
links sieht anders aus als dieser blasse
Senat.

Also fallen die Werte der PDS, und
der Hinweis aus dem Landesvorstand
der PDS, das Wahlergebnis bei den Ab-
geordnetenhauswahlen sei durch die
Krise der Bankgesellschaft bedingt ge-
wesen, ist ein schwacher Trost. Die PDS
in Berlin kann derzeit einfach keine po-
litischen Akzente setzen. Das drückt
auf die Mobilisierung, auch für die
kommenden Bundestagswahlen.

Allerdings: Bei allen schlechten Um-
fragewerten muss beachtet werden,
dass die PDS bei den letzten Bundes-
tagswahlen 1998 in Berlin 13,4 Prozent
bekam.Verglichen damit liegt sie in den
derzeitigen Umfragen immer noch um
ein Fünftel besser als 1998. Auf das
Bundesgebiet übertragen wären das
immer noch die angestrebten „6 + x Pro-
zent“. rül

Optimistisch äußerte sich der „Wahl-
kampfchef“ Dietmar Barsch über die
Aussichten seiner Partei für den 22.
September am 16. Juli im ND: „Zwar
sei noch nicht alles gelaufen, räumte er
ein. Er sei trotzdem zuversichtlich, dass
die PDS im Osten rund 25 Prozent und
im Westen zwei Prozent der Stimmen
für den Bundestag erhält. Seine Partei
wolle so zur drittstärksten Partei der
Bundesrepublik werden.Gute Chancen
bestünden, Direktmandate in Berlin, in
anderen ostdeutschen Großstädten und
in Landkreisen zu gewinnen. Eine
Bundeskoalition von SPD und PDS
oder eine Tolerierung seien absurd. Die
PDS wolle aber dazu beitragen, einen
Kanzler Stoiber zu verhindern.“

Bei der Abstimmung im Bundestag
über den Bau eines „Zentrums gegen
Vertreibung“ am 4.7. haben acht Abge-
ordnete der PDS-Fraktion, Eva Bul-
ling-Schröter,Uwe Hiksch,Ulla Jelpke,
Sabine Jünger, Heidi Lippmann, Chris-
tina Schenk, Winfried Wolf und Ulla
Lötzer, eine „Erklärung zur Abstim-
mung“ abgegeben, die wir in der letz-
ten Ausgabe der Politische Berichte be-
reits vorab veröffentlichen konnten.

Zusammenstellung: jöd
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higkeit des langsamen Ganges … Auf dem
Leder liegt die Feuchte und Satte des Bo-
dens. Unter den Sohlen schiebt sich hin
die Einsamkeit des Feldweges … In dem
Schuhzeug schwingt der verschwiegene
Zuruf der Erde, ihr stilles Verschenken
des reifenden Korns …“ Diese Vielzahl
von Bezügen zeigt aber nicht das Zeug
selber auf: „Das Kunstwerk gab zu wis-
sen, was das Schuhzeug in Wahrheit ist.“
Ebenso gibt es zu wissen, was das Ding
in Wahrheit ist. Erst durch das Werk tritt
beides „in die Unverborgenheit des Seins
heraus“. Was das Werk im Kleinen mit
den Schuhen vollbringt, vermag es auch
im Großen (so etwa in der griechischen
Tragödie), indem es eine Welt errichtet.
Dazu versammelt und fügt es in sich „die
Einheit jener Bahnen und Bezüge“, „in
denen Geburt und Tod, Unheil und Se-
gen, Sieg und Schmach, Ausharren und
Verfall die Gestalt und den Lauf des Men-
schenwesens in seinem Geschick gewin-
nen.“ Das Werk gewährt dem Menschen
die Aussicht auf sich selbst,ohne aber ab-
bildend zu sein. Vielmehr ist nach Hei-
degger z.B. im Tempel oder im Bildwerk
eines Gottes der Gott selbst anwesend.
Kein Wunder deshalb, dass das Schaffen
des Werks eine Art des Hervorgehenlas-
sens und der Künstler dabei nur das Me-
dium dieses Ereignisses ist. Ein Werk hat
außerdem die Eigenschaft, die Erde zu
lichten. Unter Erde versteht Heidegger
das, „worauf und worin der Mensch sein

Wohnen gründet“. Wird die Erde gelich-
tet, tritt der Stoff, der im Zeugsein des
Zeugs verschwindet, als das was er ist
hervor, so etwa das Massige und Schwe-
re des Steins, das Feste und Biegsame des
Holzes.Dabei handelt es sich um das,was
an der Erde unerschließbar ist, da das
messbare Gewicht eines Ziegelsteins nie-
mals dessen Schwere erfasst,sowenig wie
die Schwingungszahl des Lichts die Far-
be. So streitet im Werk die Öffnung der
Welt mit der Verschlossenheit der Erde.
Das scheinbar Vertraute wird in seiner
Unvertrautheit offenbar: „Das Geheure

ist im Grunde nicht geheuer; es ist unge-
heuer.“ Jedes echte Kunstwerk ist wie ein
Stoß des Dass ins Offene,Ungeheure.Der
Kunstbetrieb fängt diesen Stoß freilich
ab, da das ausgestellte, kunstgeschicht-
lich sortierte Werk aus seinen konkreten
Bezügen herausgerissen ist und so keine
Welt mehr errichten, keine Erde mehr
lichten kann. Ein Verlust der Aura von
Kunstwerken, wie ihn Walter Benjamin
festgestellt und begrüßt hat, wäre für
Heidegger das Ende der Kunst: Wenn

„das ekstatische Sicheinlas-
sen des existierenden Men-
schen in die Unverborgenheit
des Seins“ der Vergangenheit
angehört, gibt es auch keine
Kunstwerke mehr.

Theodor W. Adorno

Die „Ästhetische Theorie“
von Theodor W. Adorno
(1903–1969), die bereits in
den fünfziger Jahren begon-
nen, aber erst ein Jahr nach
seinem Tod als umfangrei-
ches Fragment herausgege-
ben wurde,steht ganz im Zei-
chen von Auschwitz.Die Welt
ist so entsetzlich geworden,
dass ihr eigentlich nur noch
ein völliges Verstummen der
Kunst angemessen wäre. Da

aber Kunst andererseits das Bewusstsein
darüber wachhalten kann, wie schlimm
das Leben in einer Welt voll grauenhaf-
ter Katastrophen ist, und an das ausste-
hende Glück erinnert,das immerhin noch
sein könnte, würde zusammen mit der
Kunst jeder Widerstand gegen das Beste-
hende und jede Hoffnung auf eine ande-
re, bessere Realität untergehen. Kunst
muss deshalb Statthalter des unbeschä-
digten Lebens sein, ohne dies aber posi-
tiv zeigen zu dürfen, da sie sonst, anstatt
die Empörung gegen das Bestehende zu
bewahren, über die „Armseligkeit eines

Lebens, das immer zu wenig ist“, hinweg
trösten würde. Sie muss statt dessen das,
was ist, so zeigen, dass dessen Falschheit
erkennbar wird, und damit zugleich das
sichtbar machen, was sein könnte, aber
nicht ist.Darum ist alle echte Kunst trau-
rig, „das Versprechen des Glücks, das ge-
brochen wird“. Die Gesellschaft strebt
aber mit Macht und Geschick danach,
sich die Kunst einzuverleiben, ihr selbst
dort, wo sie sich kritisch oder irrational
gibt, einen Platz im gut funktionierenden
System zuzuweisen und damit ihre mög-
liche Sprengkraft wirksam zu neutrali-
sieren. Um dem ungeheuren Identitäts-
zwang in der verwalteten Welt zu wider-
stehen, muss sich moderne Kunst immer
wieder neu gegen die Realität abgrenzen,
rigoros die Kommunikation verweigern
und die Zumutung des Verstandenwer-
dens abweisen. In einer Welt, aus der die
Farbe verschwunden ist, kann Kunst nur
finster und schwarz sein. Kunst muss
hässlich sein, um die pervertierte Welt zu
denunzieren, zu Ehren der vergewaltig-
ten Schönheit. Kunst muss grausam sein,
muss Chaos in die Ordnung bringen, um
zu zeigen, wie chaotisch die Ordnung in
Wahrheit ist. Kunst muss wehtun und die
Unwahrheit des gesellschaftlichen Zu-
stands ans Licht zerren. Geradezu ein
Gradmesser für den Wert eines Kunst-
werks ist die Wut, die ihm entgegen-
schlägt. Moderne Kunst macht Sinnlo-
sigkeit zum Formprinzip und wird so zum
authentischen Spiegel einer sinnlosen
Welt.Jedes Kunstwerk fragt,wie im Bann
universaler Identität ein Nichtidenti-
sches, unter der Herrschaft des gleich-
macherischen Allgemeinen ein Besonde-
res möglich sei und wird so zum einzig
noch möglichen Rückzugsort des Huma-
nen in einer inhumanen Zeit. „Kunst-
werke sind die Statthalter der nicht län-
ger vom Tausch verunstalteten Dinge,des
nicht durch den Profit und das falsche
Bedürfnis der entwürdigten Menschheit

Was ist Kunst?
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Theodor Adorno setzte sich kritisch mit der industriellen Fertigung von Kultur aus-

einander.

Vincent van Gogh, Schuhe, 1886 – Martin Heidegger il-

lustriert hieran seine Kunstauffassung.
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Zugerichteten.“ Die allgegenwärtige
Kulturindustrie ist aber imstande, noch
das widerständigste Werk zu kommerzi-
alisieren, zu verdinglichen und zum Bil-
dungsgut umzumünzen, das wir unbe-
schwert genießen können. Sobald aber
Kunst genossen wird, ist es auch schon
um sie geschehen. Statt anzufangen zu
denken, werden wir dazu ermutigt, uns
unterhalten zu lassen und so unsere Un-
zufriedenheit mit den gesellschaftlichen
Zuständen zu vergessen. Darum befindet
sich die Kunst in einem ununterbroche-
nen Abwehrkampf gegen die Gesell-
schaft und ist gezwungen sich ständig zu
erneuern, um sich zu bewahren. Kunst
war schon immer, zu jeder Zeit, unver-
ständlich. Nur die Gewohnheit täuscht
uns darüber hinweg, dass dies auch für
große Kunst der Vergangenheit gilt. Was
restlos verstanden werden kann, ist kei-
ne Kunst, da diese immer fremd zur Welt
ist.Weil Kunst aber rätselhaft ist, bedarf
sie der deutenden Vernunft, der Interpre-
tation und dazu auch Wissen und kriti-
sche Reflexion. Wer in einer Beethoven-
Symphonie nicht das Echo der französi-
schen Revolution mithört, dem entgeht
sie. Jedes begreifende Verstehen stößt
aber an eine unaufhebbare Grenze, auf
einen Bereich des Unanrührbaren, ein
nichts mehr Sagendes, ein letztes
Schweigen, in das die flüchtige Schön-
heit,die Sehnsucht nach Versöhnung,sich
zurückgezogen hat.

Nelson Goodman

Der amerikanische Philosoph Nelson
Goodman (1906–1998) untersucht, wel-
che Rolle Kunst bei der Erkenntnis der
Welt spielt. Für ihn gibt es nicht die eine
bestehende Welt – diese wird vielmehr er-
schaffen durch die Art, wie wir uns ihr
zuwenden, sie anschauen, definieren und
beschreiben. Nachdem es zahllose Be-
schreibungsmöglichkeit von
Welt gibt, können ebenso viele
gleichermaßen wirkliche Wel-
ten geschaffen werden. Kunst
ist für Goodman ein besonders
vielseitiges Mittel, um Welt zu
erzeugen. Da ein Kunstwerk
nicht einfach nur da ist, son-
dern sich auf etwas bezieht,
handelt es sich dabei um ein
komplexes Symbol.Dies ist auf
verschiedene Weisen möglich.
Eine in der Kunst sehr häufige
Art der Symbolisierung oder
Bezugnahme ist die Repräsen-
tation (Darstellung). Dabei
handelt es sich nicht um die
Abbildung von Gegenständen.
Durch die Art, wie Kunstwer-
ke Gegenstände repräsentie-
ren, werden diese vielmehr als
etwas charakterisiert und da-
mit bislang unbemerkte Bezie-
hungen herausgestellt. Auch
Kunstwerke, die zu abstrakt
sind, um etwas zu repräsentie-
ren, können ein Symbol sein.
So kann ein graues Bild die

Farbe Grau exemplifizieren, d.h. ein Bei-
spiel für Grauheit sein. Bei Gefühlen und
anderen Eigenschaften,die sich nicht un-
mittelbar exemplifizieren lassen, kommt
als dritte Art symbolischer Bezugnahme
der Ausdruck hinzu. Um die mannigfal-
tigen Beziehungen zu entdecken, die ein
Kunstwerk mittels Repräsentation,
Exemplifikation und Ausdruck herstellt,
muss Kunst gelesen und mitunter müh-
sam entziffert werden. Der Zweck der
Kunst (wie auch anderer Symbolsysteme)
ist die Erkenntnis um ihrer selbst willen,
im Sinne eines zunehmenden Verstehens,
das niemals abgeschlossen sein wird,weil
es keinen Zielpunkt gibt, dem es sich an-
nähern könnte: „Das Erkennen von
Strukturen besteht in hohem Maß darin,
sie zu erfinden und aufzuprägen. Begrei-
fen und Schöpfen gehen Hand in Hand.“
Die Bedeutung eines Kunstwerks be-
misst sich daran, wieviel es zum „Erfas-
sen, Erkunden und Durchdringen der
Welt“ beiträgt. Kunst und Wissenschaft
sind verschiedene Weisen der Welterzeu-
gung, aber nicht eindeutig voneinander
abzugrenzen. Allenfalls Symptome des
Ästhetischen lassen sich aufzeigen:
Durch minimale Differenzen entsteht be-
reits ein neues Symbol; auch die feinsten
Unterschiede von Dingen, Eigenschaften
und Emotionen können durch ein Sym-
bol erfasst werden; jede Einzelheit des
Symbols ist bedeutsam; ein Kunstwerk
sagt nicht nur etwas, sondern zeigt auch
was es sagt. Kunst bringt die vertraute
Welt ins Wanken und eröffnet neue Per-
spektiven. So kann selbst der verbogene
Auto-Kotflügel in einer Galerie zu einem
Kunstobjekt werden, wenn und solange
es ihm gelingt, dem Bekannten neue Ein-
sichten abzugewinnen und so eine neue
Welt zu erzeugen.Das bedeutet aber auch
umgekehrt, dass etwas, was dazu nicht
(mehr) imstande ist, auch keine Kunst ist

– als Duchamp ein Pissoir ausstellte,
konnte es dem Publikum etwas Neues
zeigen, was ein heute ausgestelltes Pis-
soir so nicht mehr fertig bringen würde.

Jean-François Lyotard 

Gegenwart – der ausdehnungslose Um-
schlagpunkt, in dem Zukunft zur Ver-
gangenheit wird – ist im Grunde etwas
Unbegreifliches. Wie kann etwas gegen-
wärtig sein, wenn es doch zwischen dem
Noch-nicht und dem Nicht-mehr keinen
Zeitraum gibt, in dem sich etwas ereig-
nen könnte? Für den Verstand, der immer
nur bestimmtes Sein, das Was der Dinge
erfasst, ist dies weder begreiflich noch
kontrollierbar. Das Problem der Zeit und
das Problem des Seins sind in den Augen
des französischen Philosophen Jean-Fra-
nçois Lyotard (1924–1998) miteinander
identisch. In seinen Augen ist es unge-
heuerlich, dass es tatsächlich so etwas
gibt wie Gegenwart, ein Jetzt, etwas, dass
sich wahrhaftig in diesem Augenblick er-
eignet.Die eigentliche Aufgabe der Kunst
ist es, das Unbegreifliche fühlbar zu ma-
chen. Ihr kommt es zu, das Bewusstsein
buchstäblich außer Fassung zu bringen,
indem sie es plötzlich mit dem nackten,
jeder Bestimmung vorausgehenden Sein
konfrontiert. Die Ungeheuerlichkeit des
bloßen Ereignisses wird spürbar durch
die niemals ganz auszuschließende Mög-
lichkeit des Überrascht-Werdens, wenn
z.B. ein Bild ganz anders weitergemalt
wird, als nach den bisherigen Pinselstri-
chen eigentlich zu erwarten ist. In seiner
ganzen Wucht wird das Ereignis aber erst
erfahrbar,wenn eine viel grundsätzliche-
re Erwartung in Frage gestellt, nämlich
dass es überhaupt irgendwie weitergehen
müsse. Es gilt der Möglichkeit gewahr zu
werden, dass alles mit einem Mal zuende
sein könnte, „dass nichts geschieht, dass
es nicht weitergeht, dass die Wörter, die

Farben, die Formen
oder die Töne fehlen,
dass der Satz der letz-
te sein wird“. Ange-
sichts der Möglichkeit
des Nichtseins gerät
die Bewegung der Zeit
ins Stocken, verliert
ihre Selbstverständ-
lichkeit. In Anleh-
nung an den amerika-
nischen Maler Barnett
Newman weist Lyo-
tard der Kunst die Be-
stimmung zu, vom
Unausdrückbaren zu
künden. „Die Farbe,
das Bild ist als Vor-
kommnis, als Ereignis
nicht ausdrückbar,
und davon hat sie
Zeugnis abzulegen“,
so wie es exempla-
risch Newman in sei-
nen Werken tut. Aus
der Nähe betrachtet
sind sie schon durch
ihre schiere Größe un-

Im Februar 1917 veranstaltete die Society of Independent Artists in New
York eine Ausstellung. Das Mitglied Marcel Duchamp brachte eine soge-
nannte „readymade“ (bei Kleidung hat readymade den Sinn „von der
Stange“) Skulptur, ein Urinal, und versah es mit dem Titel „Fountain“
(Brunnen). Duchamp signierte mit dem erfundenen Namen R. Mutt. Die
Ausstellungsmacher (in Unkenntnis des wahren „Autors“) lehnten das
Werk ab, Duchamps verteidigte es: Wichtig sei nicht, ob R. Mutt das Stück
selbst gefertigt habe, sondern dass er es auswählte. Das „Original“ ver-
schwand dann; unser Bild zeigt ein von Duchamp angefertigtes Foto.
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überschaubar, der Betrachter kann die
Elemente nicht zu einer einheitlichen
Komposition zusammenfügen und ist so
außerstande, sich zu orientieren. Jede
Interpretation erübrigt sich hier: Zweck
des Werks ist es nur, da zu sein und die-
ses Dasein auch zu zeigen, im sprachlo-
sen Ah! der Verblüffung. Der Minima-
lismus ist das hervorstechendste Kenn-
zeichen der modernen Kunst. Durch ihn
wird deutlich, dass weder Bildrahmen
noch Farbe noch Gegenstand noch ein
fester Ort für die ästhetische Wirkung in
irgendeiner Weise notwendig sind.Nichts
ist elementar, außer der Blöße des Ereig-
nisses selbst, dem sinnlichen Jetzt, das
mit dem Zerfall der großen repräsentati-
ven Malerei hervorbricht. Kunst darf
nicht vollkommen sein, sondern muss
schockieren. Sie spricht von der schreck-
lichen Möglichkeit der Beraubung des
Lichts, des Nächsten, der Sprache, der
Gegenstände, des Lebens; der Schrecken
der Finsternis, der Einsamkeit, des
Schweigens, der Leere, des Todes. Lust
entsteht aus der Erleichterung, dass die
Drohung – für diesmal – nicht wahr wur-
de. Das Gefühls- und Begriffsvermögen
wird intensiviert, die Seele gleichsam
dem Leben zurückgegeben. Diese Stei-
gerung des eigenen Lebensgefühls hat
nichts mit dem Reiz des Neuen zu tun.
Das Neue, die Innovation, die der Markt
uns ständig anbietet, ist nur der gut ver-
käufliche Ersatz für fehlende Ereignisse.
Die ununterbrochene Kette von Innova-
tionen schafft darüber hinaus eine Kon-
tinuität, die glauben macht, dass es im-
mer weitergeht. Das Ereignis aber reißt
den Betrachter aus dem Fluss der Zeit
heraus, hinein in das Jetzt, das Sein des
Augenblicks.

Arthur C. Danto

Für den amerikanischen Philosophen
Arthur C. Danto (geb. 1924) war die Aus-
stellung Andy Warhols 1964 in der New
Yorker Stable Gallery ein Schlüsseler-
lebnis.Die dort ausgestellten bedruckten
Holzkisten sahen aus wie Kartons mit
Topfreinigern der Marke Brillo, die man
in jedem Supermarkt kaufen konnte.Von
zwei Gegenständen, die genau gleich

aussahen,
konnte so-
mit der eine
ein Kunst-
werk sein
(eine Brillo
Box von
Warhol)
und der an-
dere keines
(ein Karton
der Firma
Brillo).
Warhol
führte fort,
was fünfzig
Jahre vor-
her mit den
Ready-Ma-
des von

Marcel Duchamp begonnen hatte, der
Alltagsgegenstände (z.B.einen Flaschen-
trockner oder ein Urinal) zur Kunst er-
klärt und so die Augen für deren eigen-
tümliche Schönheit geöffnet hatte. War-
hols Brillo Boxes aber waren nicht schö-
ner als irgend etwas anderes – somit
konnte plötzlich schlechthin alles Kunst
sein. Nach Danto folgt daraus nicht, dass
tatsächlich alles Kunst ist; denn Kunst ist
immer über etwas,während gewöhnliche
Dinge niemals über etwas sind. Warhols
Brillo Boxes sind über die Welt, in der wir
leben, über uns selbst und unsere Wahr-
nehmung dieser Welt, während die Topf-
reiniger-Kartons im Supermarkt über
nichts sind. Da aber beide gleich ausse-
hen, kann man nicht sehen, welcher der
Boxes ein Kunstwerk ist. Man muss statt
dessen um den Bezug wissen, in den ein
Gegenstand vom Künstler hineingestellt
wurde, um ihn als Kunstwerk identifi-
zieren zu können. Nach Danto wird ein
Ding erst durch die Möglichkeit seiner
Interpretation zur Kunst. Lässt es keine
Interpretation zu oder bedarf es ihrer
nicht, kann es sich nicht um Kunst han-

deln.Eine große Bedeutung hat daher der
Titel eines Werkes, da er ein Wegweiser
für die Interpretation ist. Dies gilt sogar,
wenn Künstler ihren Werken den Titel
verweigern, da dies immer zu einem be-
stimmten Zeitpunkt in einer bestimmten
kulturellen Situation geschieht,wodurch
die Bezeichnung „Ohne Titel“ einen Sinn
im ästhetischen Diskurs erhalten kann,
der zum Verständnis des Werkes beiträgt.
„Etwas überhaupt als Kunst zu sehen,
verlangt nichts weniger als das: eine
Atmosphäre der Kunsttheorie, eine
Kenntnis der Kunstgeschichte. Kunst ist
eine Sache, deren Existenz von Theorien
abhängig ist.“ Ob ein Gegenstand ein
Kunstwerk ist oder nicht,hängt nicht von
seiner materiellen Beschaffenheit ab,
sondern von seiner Aussagefähigkeit.Die
Reißnägel an meiner Wand mögen nütz-
lich sein, sogar schön, aber sie sind nicht
dort, um etwas zu bedeuten, und so be-
deuten sie auch nichts.Dennoch mag „ein
Werk,dessen materielles Gegenstück aus
drei Reißnägeln besteht, (…) Abgründe
von Bedeutungen haben, auf die ein kos-
misch-religiöses Schaudern die ange-
messene ästhetische Reaktion sein könn-
te.“ Auf diese Weise geht Kunst in Philo-
sophie über, lässt sich aber gleichwohl
nicht durch sie ersetzen. Die begriffliche
Interpretation ist zwar notwendig, um
ein Kunstwerk überhaupt als solches
verstehen zu können, sie kann aber nicht
an seine Stelle treten, weil das Werk die
Struktur einer Metapher hat. Die Be-
schreibung einer Metapher hat nicht ein-
mal annähernd dieselbe Kraft wie die
Metapher selbst, „ebenso wie die Be-
schreibung eines Angstschreies nicht
dieselben Reaktionen auslöst wie der
Angstschrei selbst.“ Um ein Werk zu ver-
stehen, muss man die Metapher verste-
hen, auf der es beruht, also nicht nur die
Bedeutung, sondern auch die Gründe,
warum sie gerade auf diese und keine an-
dere Weise zu verkörpern war.

Andy Warhol, Brillo Box. Kunst oder Karton für Topfreiniger? Der Bezug ist wichtig.

Barnett Newman, Onement II, 1949
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Karlheinz Deschner
ausgezeichnet
Der in Hassfurt wohnhafte 77-jährige,
kirchenkritische Historiker Karlheinz
Deschner, u.a. Autor der Bände „Krimi-
nalgeschichte des Christentums“, wurde
vom Internationalen Bund der Konfes-
sionslosen und Atheisten (IBKA) mit dem
Erwin-Fischer-Preis ausgezeichnet.

Erwin Fischer hatte als Anwalt Pro-
zesse für die Trennung von Kirche und
Staat durchgefochten und mit seinen
Schriften zum Religionsverfassungs-
recht das System kirchlicher Privilegie-
rung auf juristischer Ebene grundsätz-
lich in Frage gestellt.Karlheinz Deschner
erhielt vom IBKA den Preis, „weil er mit
seinen Büchern und Vorträgen Außeror-
dentliches auf dem Gebiet der Aufklä-
rung über ‚Wesen, Funktion, Strukturen
und Herrschaftsansprüche von Religio-
nen‘ geleistet habe. Beharrlich habe De-
schner die absichtsvoll verschwiegene
dunkle Seite des christlichen Abendlan-
des ans Tageslicht befördert.Vielen Men-
schen seien durch seine Recherchen die
Augen dafür geöffnet worden,dass es sich
bei den Verbrechen des Christentums
nicht um Betriebsunfälle, sondern um ein
strukturelles Problem handelt.“ Wir do-
kumentieren hier aus Deschners Vortrag
anlässlich der Preisverleihung. (cls)

Dankesrede anlässlich der Verleihung

des Erwin-Fischer-Preises

Von Karlheinz Deschner
Sehr geehrte Gäste, liebe Mitglieder des
Internationalen Bundes der Konfessions-
losen und Atheisten, meine Damen und
Herren!

Manche führen Krieg um Krieg, füh-
ren hundert Kriege, kleine, große in ei-
nem Jahrhundert und so selbstverständ-
lich,wie sie die Menschenwürde im Mund
und die Menschen an der Nase herum-
führen.

Manche haben ihr ganzes Land durch
Betrug, durch Gewaltverbrechen, durch
eine scheußliche Schandtat nach der an-
deren zusammengeraubt, haben es von
den Ureinwohnern demozidal und geno-
zidal so gut wie „gesäubert“, haben die
rechtmäßigen Besitzer verseucht, ausge-
rottet – Mindestschätzung sieben Millio-
nen, Höchstschätzung dreißig Millionen
Opfer.

Manche warfen Atombomben und
spielen seither internationale Schutzpo-
lizei, weltweite Ordnungsmacht, nichts
so sehr schützend wie Sicherheit und
Freiheit: die Sicherheit ihres Geldes, die
Freiheit ihres Größenwahns, ihrer schon
bis an die Sterne vorstoßenden Gier oh-
ne Grenzen.

Manche insistieren, so scheint es, im-
mer süffisanter auf ihren Status als
Rechtsstaat und brechen dann das Recht,
ihr eigenes Recht, brechen es in einem
einzigen Augenblick,nationales,interna-
tionales Recht, brechen den NATO-Ver-
trag, die Genfer Abkommen, das Grund-

gesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land, den Zwei-plus-Vier-Vertrag, das
Deutsche Soldatengesetz, das Völker-
recht,die UNO-Charta.All dies zerreißen
sie in einem Moment wie einen Fetzen
Papier, sich danach auch noch zynisch
justifizierend durch die Andeutung, halt
mal weniger de lege lata als de lege fe-
rende, weniger vom bereits geschaffenen
als vom erst noch zu schaffenden Recht
ausgegangen zu sein.

Und war das der „politische Stil“, die
„politische Kultur“ nicht seit je? Hat man
es mit Verträgen, Staatsverträgen zumal,
nicht meist so gemacht? Sie wurden ge-
schlossen bei Bedarf. Und sie wurden ge-
brochen bei Bedarf. Denn dass sie sich
nicht wiederhole, ist einer der blödsin-
nigsten, ruchlosesten Sätze über sie. Na-
türlich: Geschichte ist keine repititio im
Individuellen, in den Personagen, ihrem
einmaligen Ablauf. In allem für die Völ-
ker Grundlegenden freilich, Entschei-
denden, ihr Schicksal Bestimmenden
wiederholt sich die Geschichte unauf-
hörlich.Und ein weiterer,allerdings ganz
neuer, doch gleich gebetsmühlenhaft
nachgeplapperter Satz ist ebenso dumm-
verlogen und voller krimineller Hinter-
gedanken, liegt inhaltlich auch genau auf
derselben Linie, der Satz: „Ab heute ist
alles anders“. Ab heute – man wünschte
ja, meine Damen und Herren, es wäre so!
Aber ab heute ist nichts anders. Ab heu-
te ist alles, im Wesentlichen, so wie ge-
stern und wie es morgen sein wird und
wie es vorgestern war und vorvorgestern.

Und wie war es?
Es gab immer – das Gewisseste, was

wir aus der Geschichte wissen (neben der
bekannten Erkenntnis, dass wir aus ihr
nichts gelernt haben, wiewohl buchstäb-
lich ungeheuer viel hätten lernen können,
hätte man es zugelassen) –: Es gab immer,
soweit wir zurückschauen, einigermaßen
klar zurückschauen können, Führer und
Angeführte. Es gab immer eine winzige
Schicht Herrschender und eine riesige
Schicht Beherrschter, Verdummter, er-
barmungslos Ausgebeuteter, brutal Hin-
geschlachteter – unter welchem ideologi-
schen Vorzeichen man ihnen auch jeweils
das Fell über die Ohren zog.

Das Einzige aber,was sich wirklich än-
dert – damit wir auch den Fortschritt der
Geschichte in den Blick bekommen – ist
nicht irgendein Element der Qualität,
sondern die kontinuierlich wachsende
Zahl der Opfer. (…)  (aus MIZ)

„Unterhaltungen über den Sozialismus

nach seinem Verschwinden“

Linke Intellektuelle zur
PDS-Programmdebatte
Das vorliegende Buch ist etwas anderes
als ein Konferenzprotokoll, wo in der Re-
gel vor der Konferenz bereits verfasste
Beiträge abgedruckt werden. Der Lesen-
de steigt in ein lebendiges Gespräch ein.
Den Anlass für die Einberufung der Ge-

sprächsrunde bildete die PDS-Pro-
grammdebatte. Eingeladen hatte das
Berliner Institut für Kritische Theorie
(InkriT). Die Teilnehmer, durchweg nicht
Mitglieder der PDS, wollten mit ihren
Gesprächen der PDS-Programmdebatte
einige Impulse verleihen sowie mit dem
vorgelegten Buch in den Bundestags-
wahlkampf eingreifen.

In lockerer Folge, zwischen 2000 und
2002, trafen sich einige linke Intellek-
tuelle aus West- und Ostdeutschland, um
– nach dem Scheitern des Staatssozia-
lismus und angesichts der Umwälzung
aller gesellschaftlichen Lebenssphären
im neoliberalen und globalisierten Zeit-
alter – das Gespräch über die Perspekti-
ve sozialistischer Gesellschaftsentwürfe
und das Subjekt einer sozialistischen Al-
ternative zu führen.

In den vergangenen zwölf Jahren hat-
te sich herausgestellt,dass die PDS nicht,
wie manche angenommen hatten, eine
kurzlebige Übergangserscheinung war.
Die Sozialdemokratie zielte auf eine
„neue Mitte“ und räumte linke Positio-
nen, ein Vakuum zurücklassend, das die
PDS allmählich auszufüllen begann. Ist
hier eine gesamtdeutsche linkssozialisti-
sche Partei im Entstehen?

Voraussetzung dafür war und ist eine
glaubwürdige historisch-kritische Aus-
einandersetzung mit kommunistischer
Politik im 20. Jahrhundert und ein Sich-
messen an den veränderten Bedingungen
des sich in Krisen und Kriegen global re-
organisierenden Kapitalismus. Neu zu
bestimmen war und ist die Spannweite
zwischen konkreter Politikfähigkeit und
der Vision einer Gesellschaft, in der „die
freie Entwicklung eines jeden die Bedin-
gung für die Entwicklung aller“ wäre,
wie es bei Marx heißt (MEW 4, S. 482).
Auszuhalten ist die konfliktgeladene
Spannung zwischen parlamentarischer
Opposition und Regierungsbeteiligung
mit ihren realpolitischen Zwängen und
Fallen auf der einen Seite und einer sich
aus einem konsequenten Antikapita-
lismus speisenden Systemopposition auf
der anderen. Hinzu kommt, dass Glaub-
würdigkeit und Wirksamkeit einer sozi-
alistischen Partei von der Einbindung in
soziale Bewegungen und außerparla-
mentarische Opposition unmittelbar ab-
hängen.

Das heißt, die PDS muss in ihrer Pro-
grammdebatte die Zirkel ihrer Partei
verlassen. Viele sind enttäuscht von der
rot-grünen Regierung, „viele seien ge-
nauso enttäuscht von den sektiererischen
Debatten innerhalb der PDS,und das Er-
gebnis sei, dass Zehntausende Linke sich
in Deutschland unbehaust fühlen und
zur politischen Passivität neigen. Um
dem entgegenzuwirken sollte eine Pro-
grammdiskussion auch Menschen an-
sprechen, die sich nicht mit einer be-
stimmten Partei oder überhaupt der Par-
teiform identifizieren.“ (S. 34)

Nur so ist die Kritik und der Zufluss
von Ideen, der externe Rat gesichert. Na-
türlich kann eine externe Politikbera-
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tung nicht konkrete Politiken einer Par-
tei entwerfen. Sie kann aber „die epo-
chalen Veränderungen und neuen Bedin-
gungen“ … „benennen, auf die ein Par-
teiprogramm zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts antworten muss.Sie kann Kriterien
vorschlagen und die Vor- und Nachteile
bestimmter Herangehensweisen erör-
tern. Sie wird also einen stark methodo-
logischen Akzent tragen und sich zu-
gleich um Verständigung über die Deter-
minanten der Gegenwart und die aus den
Katastrophen des 20. Jahrhunderts über-
kommenen Erfahrungen bemühen. Sie
wird abzuschätzen versuchen, welche
Zerreißproben auf die Gesellschaft und
auch auf die Linke selbst zukommen. Sie
wird die progressiv-widerständigen Be-
wegungen der Gegenwart unter dem Ge-
sichtspunkt mustern, zu welchen bei-
spielhaften Protest-, Bewegungs- und
Gegenöffentlichkeitsformen hin eine er-
neuerte sozialistische Programmatik an-
schlussfähig sein muss und welches ihre
Akteure sein können.“ (S. 17 f.)

In der ersten Unterhaltung geht es zu-
nächst um „Fragen der Methodik“ da-
nach wendet sie sich dem „Moderne
Komplex“ zu. Dabei klingt die „Metho-
de programmatischer Formulierung“
ziemlich trivial: „eine möglichst präzise
Beschreibung dieser kapitalistischen
modernen Gesellschaft und ihrer Ent-
wicklung zu geben; die Elemente, gegen
die gegenwärtig der Kampf geführt wird,
mit Anknüpfung an konkrete Interessen
und Ergebnisse, die die Leute kennen, in
den Mittelpunkt zu stellen und daraus
Schritte, Bündnisse, auch einen Integra-
tionsrahmen abzuleiten.“ (S. 55) Was die
„Moderne“ betrifft, dieser Begriff taugt
nicht, den Kapitalismusbegriff zu erset-
zen. Er kann aber „in einem demokra-
tisch-sozialistischen Diskurs einer der
Begriffe sein, mit dem man die auf bür-
gerlichem Boden erkämpften zivilisato-
rischen Errungenschaften der Demokra-
tie und Zivilgesellschaft gegen ihre neo-
liberale Zerstörung einklagt.“ S. 78 f.)

Die zweite Unterhaltung verweist auf
„Konfliktlinien“; die „organische Zu-
sammensetzung“ des Gesamtarbeiters
hat sich mehrfach verschoben: in seiner
Verteilung auf dem Erdball; in der Posi-
tionierung der beiden Geschlechter zu-
einander; in der „Ethnisierung“ von
Klassenspaltungen; nicht zuletzt im Ver-
hältnis von „körperlicher“ zu „geistiger“
Arbeit. In den kapitalistischen Zentren
dringen „wissensbasierte Arbeitsfor-
men“ und „Dienstleistungen“ vor – zu-
gleich breiten sich Niedriglohnverhält-
nisse und Massenarbeitslosigkeit aus.

Unterdessen vollzieht sich in den
„Schwellenländern“ eine Proletarisie-
rung, oft unter Bedingungen eines „wil-
den Kapitalismus“. Die Suche nach Sub-
jekten notwendiger Veränderung gestal-
tet sich dementsprechend schwierig. Ih-
re Heterogenität war schon vor der Lek-
türe klar, worin das Verbindende besteht,
ist danach nicht wesentlich erhellt.

Die dritte und das Buch abschließen-

de Unterhaltung findet nach dem 11.
September statt und wird von dem Er-
eignis geprägt. In der Hauptsache ging es
dann um „weltpolitische Perspektiven“,
deren Botschaft an Linke darin gesehen
wird, dass es künftig keine Avantgarde
und kein exklusives Paradigma im
Kampf gegen den internationalen Kapi-
talismus mehr geben wird. Gefragt sind
„die Fähigkeit zu einem Denken in
Widersprüchen, die Vermittlung von
Standpunkt und Perspektive und die Be-
reitschaft zu einheitlichen Aktionen.“ (S.
240) Vielleicht liegt hier die spezifische
Kompetenz einer ansonsten sehr hetero-
genen Linken.

„Wir sind welthistorisch Ernüchterte.
Unsere Hände sind leer, was eine reali-
sierbare und mehrheitsfähige Systemal-
ternative angeht. Eher rufen wir all die-
jenigen zu gemeinsamem Handeln, die
wie wir mit Walter Benjamin einsehen:
‚Dass es so weitergeht, ist die Katastro-
phe‘.“

Unterhaltungen über den Sozialismus
nach seinem Verschwinden. Herausgege-
ben von Wolfgang Fritz Haug und Frigga
Haug unter Mitwirkung von Erhard Cro-
me, Frank Deppe, Jutta Held, Wolfgang
Küttler, Susanne Lettow, Peter von Oert-
zen, Lothar Peter, Jan Rehmann, Thomas
Sablowski, Christoph Spehr, Jochen
Steinhilber, Christoph Türcke und Frie-
der Otto Wolf.
Ein Kooperationsprojekt: Argument, BdWi,
Berliner Debatte, Buch Weiss, Karl Dietz,
Globus, PapyRossa, Pahl-Rugenstein Nf,
spw, VSA, Weiss, Widerspruch, YetiPress.
258 S., 8 Euro, ISBN 3894383003

(-gg-, Elmshorner Gegensätze)

Nicht einfach noch ein
Buch über den Krieg in
Jugoslawien
Von Franz-Karl Hitze

Fast achthundert Bücher sollen im ver-
gangenen Jahrzehnt den vier Kriegen in
Jugoslawien gewidmet worden sein.
Weltweit. Die Erlebnisse eines Fremden –
keines Publizisten oder Journalisten – in
diesem geschundenen Land hat Kurt Kö-
pruner niedergeschrieben. Eindrucke
und Informationen aus Hunderten von
Interviews mit Freunden, Geschäftsleu-
ten,Trampern, Publizisten, Journalisten.
Der Österreicher hat in den letzten zehn
Jahren Jugoslawien, bzw. was davon
übrig geblieben ist‚ als Geschäftsmann
und Exporteur von Maschinenbauteilen
mehrfach bereist. Dabei wurde er unfrei-
willig Zeuge bürgerkriegsähnlicher Aus-
einandersetzung sowohl in Kroatien als
auch in Bosnien und dem Kosovo. Er be-
obachtete die Menschen,er sprach mit ih-
nen und zwar ohne Tonbandgerät und
Notizblock.Dabei sparte er ganz bewusst

die Politik nicht aus und fragte die Leu-
te direkt, was sie erlebt hatten und was
sie von Milosevic,Tudjman oder der NA-
TO hielten. Die Antworten waren meist
ehrlich und unterschiedlich. Peter Glotz
schreibt im Vorwort zu dem Buch, dass
dadurch für den Leser „ein höchst in-
struktives Bild entsteht, das er der Lek-
türe der meisten Zeitungen nie entneh-
men könnte“.

Und darin ist gerade das Faszinieren-
de an diesem Buch zu finden. Zugleich
wird der Leser herausfinden, wie oft er
von der bürgerlichen Medienwelt belo-
gen und desinformiert wurde.

Köpruner war zugegen, als in Zadar
schon 1990 von antiserbischen Kräften
gezielt serbische Geschäfte geplündert
und Häuser von Serben nachts gesprengt
wurden. Er wurde Zeuge der zügigen
Entstehung nationalistischen Hasses. Er
selbst wurde fast Opfer solcher Anschlä-
ge. Weil sein vor seiner Unterkunft ste-
hender Leihwagen (Avis Rent-a-Car) ein
Belgrader Kennzeichen trug,also ein ser-
bisches Fahrzeug zu sein schien,wurde er
eines Nachts in Zadar (Kroatien) von na-
tionalistischen Banden schwer demo-
liert. Ebenso das Avis-Büro in Zadar.
(Avis ist ein serbisches Unternehmen).

Der Fremde mit dem österreichischen
Pass hörte von der dalmatinischen „Kris-
tallnacht“, der viele Serben zum Opfer
fielen. Diese Aktion kroatischer Faschis-
ten fand in der deutschen Presse keine ge-
bührende Erwähnung. Das war im Mai
1991 — noch vor Beginn des Krieges.

Koprüner stellt nüchtern fest, dass die
ersten Schüsse im – zu diesem Zeitpunkt
noch gar nicht ausgebrochenen – bosni-
schen Krieg aus muslimischen Gewehr-
läufen kamen. Er erinnert gleichzeitig
daran, dass am 1. März 1992 während ei-
ner serbischen Hochzeit in der Altstadt
von Sarajevo der Vater des Bräutigams
erschossen und der orthodoxe Priester
verletzt wurde. Der muslemische Todes-
schütze sei für seine Tat geehrt und be-
lohnt worden.

Drei Wochen vor Ausbruch des Krieges
in Bosnien wurde das erste Massaker – an
fünf serbischen Familien im nordbosni-
schen Sijekovac – von muslimischen Frei-
schärlern begangen.

Alles was Körpuner schreibt, belegt er
auch mit einem umfangreichen Quellen-
verzeichnis. Ein Buch wider den gängi-
gen Mainstream. Der Autor kann dem
Nato-Krieg gegen Serbien nichts abge-
winnen. Nein, er verurteilt ihn als völ-
kerrechtswidrig und menschenfeindlich.
Genau so wenig wie er serbische Untaten
leugnet.

Selbst dem nicht gerade unerfahrenen
Rezensenten in Sachen Jugoslawien er-
schließen sich neue Hintergründe terro-
ristischer Ereignisse, die für ihn neu wa-
ren.
Kurt Köpruner: Reisen in das Land der Krie-
ge – Erlebnisse eines Fremden in Jugosla-
wien / Vorwort von Peter Glotz / ESPPESSO-
Verlag, Berlin, 2001, geb., 351 Seiten, Preis
19,90 Euro. ISBN 3-88520-801-6



19.-28. Juli, Straßburg: Internationales Grenzcamp 

20./21. Juli, Bremen: Seminar zur den Folgen der Novelle des
Ausländerrechts für Flüchtlinge.Veranstalterin: Karawane für
die Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen. Im Vorfeld der
Tour der ,Karawane …“ sollen Impulse für die weitere Zu-
sammenarbeit der verschiedenen an der Karawane beteiligten
Gruppen und Organisationen gegeben werden. Wir versuchen
mit dem Seminar Antworten auf folgende Fragen zu geben: Wie
kann den gesetzlichen Verschärfungen durch Kampagnen, auf
politischer, juristischer und individueller Ebene begegnet wer-
den? Wie soll auf der Karawane – Tour vor den Bundestags-
wahlen mit dem Thema umgegangen werden? Wir laden alle
Flüchtlinge, UnterstützerInnen und Interessierte herzlich ein,
sich auf dem Seminar mit diesen Problemen zu beschäftigen
und an der Entwicklung eines breiten Widerstandes gegen die
inhumane Flüchtlingspolitik von Otto Schily und Rot-Grün
bzw. von Edmund Stoiber mitzuarbeiten. Ort: ESG, Parkstr.
107, 28209 Bremen; Teilnahmegebühr: 20,– ,Verpflegung und
bei Bedarf Unterkunft in Privatwohnungen sind darin ent-
halten.

25.-28. Juli, Eisenach: Linke Sommerschule. AG Wirtschaft:
Neuere Diskussion der Bildungsökonomie – Einladung zu ei-
ner Anstrengung; AG Philosophie: Auseinandersetzung mit
Heidegger; AG Geschichte: Zur Geschichte der „Neuen Sozi-
alen Bewegungen“ in der BRD nach 1968. Anmeldung bei:
Christiane Schneider, c/o GNN Hamburg, Tel. (0 40) 43 18 88
20, Fax (0 40) 43 18 88 21; e-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de Nä-
here Angaben in der letzten Ausgabe der PB

26. Juli, Eisenach: Mitgliederversammlung der ArGe Konkre-
te Demokratie – Soziale Befreiung in und bei der PDS. TO:
Weitere Arbeit der ArGe und der Linken Schule; Sozialistische
Politik in Europa; Wahl der Sprecher/Sprecherinnen; Wahl
der/des Parteitagsdelegierten. Ort: Jugendherberge Eisenach,
Mariental 24, Eisenach. Beginn 19.00 Uhr

26. Juli, Berlin: Sitzung der PDS-ProgrammKommission,
Karl-Liebknecht-Haus.

3.-11. August, bei Berlin: Crossover Summercamp, e-mail:
summercamp@ squat.net, snailmail: summercamp, c/o a6-la-
den, adalbertstr.6, 10999 berlin, germany

16.-24. August, Hamburg: Schill-Y-Out-days / Land In Sicht
Camp. Kontakt: kontakt_lis@nadir.org 

17. August bis 21. September: Die „Karawane für die Rechte
der Flüchtlinge und Migrant/innen“ beginnt in Bremen und
endet am Abend der Bundestagswahl in Berlin. In verschiede-
nen Städten, Dörfern und Flüchtlingsheimen in ganz Deutsch-
land werden wir versuchen, die Zusammenarbeit mit den fort-
schrittlichen Kräften zu stärken, die Zusammenarbeit unter
den Flüchtlingsorganisationen intensivieren und Unterstüt-
zung für von Flüchtlingen organisierten Widerstand geben.Die
Tour soll auch die untragbaren, inhumanen Zustände in den
deutschen Flüchtlingsheimen, die sich meist in Wäldern oder
abgelegenen Gegenden befinden, in die Öffentlichkeit bringen.
Gleichzeitig wollen wir die Folgen des herrschenden Krieges
herausheben, indem wir ihn in Bezug zu den Kriegen setzen,
die uns zwangen, unsere Heimat zu verlassen. Wir laden Euch
alle ein, mit uns gemeinsam für eine Bewegung für die Rech-
te der Flüchtlinge und Migrant/innen aufzustehen! Bremer
Koordinierungsbüro: Internationaler Menschenrechtsverein
Bremen e.V., Münchener Straße 17, 28215 Bremen, Tel.: (0421)
5577093, Fax: (0421) 5577094, mail@humanrights.de,
http://www.humanrights.

30.August bis 1. September: Ein Jahr „Krieg gegen den Ter-
ror“. Hannover, Raschplatzpavillon, Kongress und weitere Ak-
tionen (Filme, Schülerworkshop, Kultur- und Musikveranstal-
tung) zur Zwischenbilanz des „Krieges gegen den Terror“ und

zu friedenspolitisch gebotenen Alternativen zur militärischen
Interventionspolitik, u.a. mit Tobias Pflüger, Norman Paech,
Arno Klönne. Infos: RaiButen@aol.com

6./7. September, Bochum: Ruhr-Universität, Wissenschaftli-
che Konferenz der Internationalen Rosa-Luxemburg-Gesell-
schaft zum Thema: Rosa Luxemburg und die Demokratie nach
dem Ende des Kalten Krieges, u.a. mit Hermann Weber, Anne-
lies Laschitza, Narihiko Ito, Ottokar Luban, Helga Grebing.
Anmeldung: Prof. Dr. Klaus Tenfelde, Institut für soziale Be-
wegungen, Clemensstr. 17-19, 44789 Bochum, Fax:
0243/3214249

14. September, Köln: Her mit dem schönen Leben – eine ande-
re Welt ist möglich! Aktionstag+Demo der Jugendorganisatio-
nen von ver.di, IGM, IG BAU, Transnet, NGG sowie Attac. In-
fos unter www.attac-netzwerk.de

22. September: Bundestagswahl; Landtagswahl in Mecklen-
burg-Vorpommern

12./13. Oktober 2002, Gera: PDS-Parteitag. Die 1. Tagung des
8. Parteitages der PDS findet am Samstag, den 12. Oktober,
und am Sonntag, den 13. Oktober 2002, in Gera statt. Tages-
ordnung u.a.: Die Aufgaben der PDS nach der Wahl zum 15.
Deutschen Bundestag. Wahl des Parteivorstandes der PDS,
Wahlen der Bundesschiedskommission der PDS, der Bundes-
finanzrevisionskommission der PDS und der Statutenkom-
mission.

18. Oktober, Niedersachsen: Bundesdelegiertenkonferenz von
Bündnis 90/Grüne

10.-11. November, Hannover: CDU-Bundesparteitag,Wahl des
neuen Bundesvorstandes

2. Februar 2003: Landtagswahl in Niedersachsen

2. März 2003: Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein
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H INTERGRUNDWISSEN ZUR
AKTUELLEN VERTRIEBENENDEBATTE

„Es gibt kaum eine Äußerung von
Sprechern der Landsmannschaften und
den jeweiligen Präsidenten des Bundes
der Vertriebenen, die nicht kritisch
zerfetzt wird, um den Nachweis für die
aufziehende Bedrohung des Status quo
zu erbringen.“

Frankfurter Allgemeine Zeitung

Samuel Salzborn
Heimatrecht und Volkstumskampf. Außenpolitische Kon-
zepte der Vertriebenenverbände und ihre praktische Umset-
zung, Offizin Verlag, 304 S., ISBN 3-930345-28-5, 22 Euro


